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Gesetzentwurf 
der Staatsregierung 

zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Personenstandsgesetzes 
(AGPStG) und anderer Rechtsvorschriften 

A)  Problem 

Am 1. Januar 2009 trat im Rahmen der Personenstandsrechtsreform das 
gänzlich neu gefasste Personenstandsgesetz (PStG) vom 19. Februar 2007 
(BGBl I S. 122), zuletzt geändert durch Art. 4 des Gesetzes vom 22. Dezem-
ber 2010 (BGBl I S. 2255), in Kraft. Mit der Reform wurde ab dem 1. Januar 
2009 eine elektronische Führung der Personenstandsregister und Sicherungs-
register zugelassen, die spätestens zum 1. Januar 2014 verpflichtend in allen 
Standesämtern umgesetzt sein muss. Bis zur Umstellung können die Register 
übergangsweise in Papier geführt werden. Die rund 1.300 Träger der bayeri-
schen Standesämter müssen aufgrund dieser bundesrechtlichen Vorgabe 
elektronische Personenstandsregister und Sicherungsregister bei sich einrich-
ten oder bei einem geeigneten IT-Dienstleister im Wege der Auftragsdaten-
verarbeitung führen lassen. 

Die Länder wurden zudem ermächtigt, auf Landesebene zur Nutzung durch 
die angeschlossenen Standesämter ein zentrales elektronisches Personen-
standsregister (ZEPR) einzurichten (sog. Länderöffnungsklausel - § 67 PStG -). 
Ein solches ZEPR würde es den angeschlossenen Standesämtern ermögli-
chen, auch die Registereinträge der anderen angeschlossenen Standesämter 
zu benutzen. Damit könnten Bürger bayernweit bei den Standesämtern aus 
Personenstandseinträgen Auskünfte oder Personenstandsurkunden erhalten 
(bislang musste sich ein Bürger immer an das Standesamt wenden, das den 
Personenstandsfall beurkundet hat). Voraussetzung hierfür wäre, dass der 
Personenstandseintrag bereits elektronisch beurkundet oder im Wege der 
Nacherfassung elektronisch gespeichert ist. Die Erstbeurkundung und die 
Fortführung der Registereinträge (d.h. Ergänzung oder Berichtigung durch 
Folgebeurkundungen und Hinweise) bleiben – auch bei Einrichtung eines 
ZEPR – allein dem registerführenden Standesamt vorbehalten. 

 

B)  Lösung 

Zur Verbesserung des Bürgerservices sowie der Qualität und Wirtschaftlich-
keit der Verwaltungsarbeit wird in Bayern von der Länderöffnungsklausel 
des § 67 PStG Gebrauch gemacht und ein ZEPR eingerichtet. Das ZEPR ist 
kein eigenes Personenstandsregister, sondern ein automatisiertes Abrufver-
fahren. Es dient allein dazu, den bayerischen Standesämtern zu ermöglichen, 
die in den jeweiligen elektronischen Personenstandsregistern vorhandenen 
Einträge gegenseitig zu benutzen. 

Voraussetzung für die Einrichtung des ZEPR in Bayern ist eine Verpflich-
tung aller bayerischen Standesämter, ihre elektronischen Personenstandsre-
gister und Sicherungsregister an zentraler Stelle, bei der Anstalt für kommu-
nale Datenverarbeitung (AKDB), aufbauen und dort in ihrem Auftrag betrei-
ben zu lassen. 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Aus-
schüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 
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Außerdem erfolgen bei dieser Gelegenheit weitere, überwiegend klarstellen-
de Änderungen des AGPStG sowie eine Anpassung des Bayerischen Woh-
nungsbindungsgesetzes an die geänderte Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichtes zur Gleichbehandlung von Ehegatten und eingetragenen Le-
benspartnern. 

 

C)  Alternativen 

Keine 

Die gegenseitige Benutzung der elektronischen Registereinträge nach § 67 
Abs. 3 PStG ist ohne Einrichtung eines ZEPR nicht möglich. Die Standesäm-
ter müssten zudem spätestens ab 1. Januar 2014 ihre Personenstandsregister 
und Sicherungsregister eigenständig in elektronischer Form führen, was in 
der Gesamtbetrachtung für die Standesämter zu höheren Kosten bei der elekt-
ronischen Registerführung führen würde als bei Einrichtung eines ZEPR ver-
bunden mit dem verpflichtenden Aufbau und Betrieb der Personenstandsre-
gister und Sicherungsregister bei der AKDB.  

Die Einrichtung eines ZEPR erst zu einem späteren Zeitpunkt könnte wegen 
zwischenzeitlich heterogener technischer Strukturen bei der elektronischen 
Registerführung erheblich erschwert werden oder gar unmöglich sein. 

 

D)  Kosten 

Die Gesamtkosten des ZEPR (einschließlich des Aufbaus und Betriebs der 
elektronischen Personenstandsregister und Sicherungsregister der Standesäm-
ter) belaufen sich in einer 10-Jahresbetrachtung auf ca. 10 Mio. €, d.h. jähr-
lich ca. 1 Mio. €. Dabei werden für die gesamte anfängliche Investition ein-
malig ca. 2,3 bis 2,5 Mio. € veranschlagt, auf den laufenden Betrieb entfallen 
jährlich ca. 0,7 Mio. €.  

1. Kosten für den Staat 

Die Kosten für den Aufbau und den Betrieb des ZEPR und der Personen-
standsregister und Sicherungsregister der bayerischen Standesämter trägt 
die AKDB grundsätzlich alleine. Zur Deckung ihrer anderweitig nicht 
gedeckten Kosten wird sie gesetzlich ermächtigt, von den Trägern der 
bayerischen Standesämter einen öffentlich-rechtlichen Beitrag zu erhe-
ben, dessen Maßstab und Höhe staatlich geregelt werden. 

Angesichts der besonderen Bedeutung des ZEPR für die Fortentwicklung 
des E-Government unterstützt der Freistaat Bayern das Vorhaben mit bis 
zu 50 % der Entwicklungskosten (d.h. alle Kosten ohne Echtbetrieb) mit 
einem einmaligen Zuschuss von höchstens 1,0 Mio. €. 

2. Kosten für die Kommunen 

Die Kosten für das ZEPR belaufen sich – gerechnet auf zehn Jahre – auf 
ca. 10 Mio. €. Diese Kosten werden – abzüglich einer Beteiligung des 
Freistaates Bayern – von den Kommunen durch Beiträge an die AKDB 
refinanziert. Bei der sich hieraus ergebenden Belastung der Kommunen 
ist allerdings zu berücksichtigen, dass bei den Kommunen durch den vor-
gesehenen Anschluss an das ZEPR Einsparungen (insbesondere betref-
fend Vordrucke und Buchbinderkosten) – ebenfalls gerechnet auf zehn 
Jahre – in Höhe von (mindestens) 4,5 Mio. € entstehen. Somit ergeben 
sich für die Kommunen in den ersten zehn Jahren des Betriebs des ZEPR 
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Gesamtkosten in Höhe von ca. 5,5 Mio. €. Die sich hieraus errechnende 
jährliche Belastung beträgt ca. 550.000 €. Dies entspricht ca. 0,04 € pro 
Einwohner. 

Bei einer gebündelten Auftragsdatenverarbeitung an zentraler Stelle in 
nur einem Rechenzentrum ist gegenüber ansonsten entstehenden hetero-
genen dezentralen Registersystemen eine auf Dauer anhaltende Kostenre-
duzierung zu erwarten. Dies hat auch die im März 2008 abgeschlossene 
ergebnisoffene Machbarkeitsstudie zur Einführung einer zentralen elekt-
ronischen Führung der Personenstandsregister – MachZentPers – klar 
aufgezeigt. 

Die Einführung des ZEPR führt deshalb saldiert zu einer Entlastung der 
Kommunen, so dass keine konnexitätsrechtlichen Ansprüche begründet 
werden. 

Legt man die Ausführungen im Vorblatt zum Gesetzentwurf der Bundes-
regierung zum Personenstandsrechtsreformgesetz (BR-Drs. 616/05) zu-
grunde, könnte sich im Übrigen der allein mit der Umstellung auf eine 
elektronische Registerführung entstehende zusätzliche Aufwand für die 
Gemeinden im Idealfall sogar auf Null reduzieren, wenn die mit einer 
zentralen Registerführung verbundenen Einsparungen voll ausgeschöpft 
werden. 

3. Kosten für den Bürger 

Für die Bürger entstehen durch die Gesetzesänderung keine Kosten.  

Durch die Einrichtung des ZEPR muss sich der Bürger grundsätzlich 
nicht mehr wegen Auskünften aus Personenstandseinträgen oder Perso-
nenstandsurkunden an das Standesamt wenden, in dessen Zuständigkeits-
bereich der jeweilige Personenstandsfall eingetreten ist. Er kann diese di-
rekt bei seinem Wohnortstandesamt erhalten, sofern die materiellen Vor-
aussetzungen für eine Benutzung vorliegen, der betroffene Personen-
standsfall in Bayern war und der Personenstandseintrag elektronisch ge-
führt wird. Dadurch werden insbesondere Fahrt- oder Portokosten einge-
spart. Eine Verweisung an andere bayerische Standesämter erfolgt nur 
noch in seltenen Fällen (z.B. bei Eintragung eines Sperrvermerks). Auch 
bei der Anmeldung einer Eheschließung oder einer Lebenspartnerschaft 
müssen im Vorfeld keine Personenstandsurkunden (von bayerischen Per-
sonenstandsfällen) beschafft werden, da diese durch das Anmeldestan-
desamt ausgestellt werden können. 

4. Kosten für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft entstehen keine zusätzlichen Kosten. 
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Gesetzentwurf 
zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Perso-
nenstandsgesetzes und anderer Rechtsvorschriften1)

 

§ 1 

Änderung des Gesetzes  
zur Ausführung des Personenstandsgesetzes 

Das Gesetz zur Ausführung des Personenstandsgesetzes 
(AGPStG) vom 8. Juli 2008 (GVBl S. 344, BayRS 211-1-I) 
wird wie folgt geändert: 

1. Art. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 2 Satz 3 wird neuer Abs. 3 und wie folgt ge-
ändert: 

aa) Nach dem Wort „Eheschließungen“ werden 
die Worte „und Begründungen von Lebens-
partnerschaften“ eingefügt. 

bb) Nach dem Wort „Übertragung“ werden die 
Worte „nach Abs. 1 oder 2“ eingefügt. 

b) Die bisherigen Abs. 3 und 4 werden Abs. 4 und 5. 

2. Art. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neuer Abs. 2 eingefügt: 

„(2) Für die Befugnis des zum Standesbeamten be-
stellten Bürgermeisters gilt Art. 2 Abs. 3 entspre-
chend.“ 

b) Die bisherigen Abs. 2 bis 4 werden Abs. 3 bis 5. 

3. In Art. 4 Abs. 2 Satz 2 werden nach dem Wort „Ehe-
schließungen“ die Worte „und Begründungen von Le-
benspartnerschaften“ eingefügt. 

4. Es werden folgender neuer Art. 7 und folgende Art. 7a 
bis 7c eingefügt:  

„Art. 7 
Einrichtung eines zentralen elektronischen  

Personenstandsregisters im Sinn des § 67 PStG 

(1) 1Zur gegenseitigen Benutzung der Personenstands-
register der angeschlossenen Standesämter nach § 67 
Abs. 3 PStG wird ein automatisiertes Abrufverfahren 

 
1) Das Gesetz beruht in Teilen auf § 74 Abs. 1 Nr. 3 des Perso-

nenstandsgesetzes vom 19. Februar 2007 (BGBl I S. 122), zu-
letzt geändert durch Art. 4 des Gesetzes vom 22. Dezember 
2010 (BGBl I S. 2255). 

zentral eingerichtet, das von der Anstalt für Kommuna-
le Datenverarbeitung in Bayern aufgebaut und betrie-
ben wird. 2Art. 1 Abs. 1 bleibt unberührt. 

(2) 1Die Rechtsträger der Standesämter sind verpflich-
tet, ihre elektronischen Personenstandsregister und Si-
cherungsregister von der Anstalt für Kommunale Da-
tenverarbeitung in Bayern zentral aufbauen und betrei-
ben zu lassen. 2Die Personenstandsregister der Standes-
ämter dürfen für Zwecke nach Abs. 1 Satz 1 verwendet 
werden. 

(3) Für die Verfahren nach Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 
Satz 1 erfolgt die datenschutzrechtliche Freigabe durch 
das Staatsministerium des Innern; das Verfahrensver-
zeichnis führt der behördliche Datenschutzbeauftragte 
der Anstalt für Kommunale Datenverarbeitung in Bay-
ern. 

(4) Auf die Verfahren nach Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 
Satz 1 sind Art. 10 bis 13 des Bayerischen Daten-
schutzgesetzes (BayDSG) nicht anzuwenden. 

Art. 7a 
Allgemeine Anforderungen an den Betrieb, Aufsicht 

(1) Die Anstalt für Kommunale Datenverarbeitung in 
Bayern hat die technischen und organisatorischen Maß-
nahmen zur Gewährleistung des Datenschutzes zu tref-
fen und die Einhaltung der personenstandsrechtlichen 
Anforderungen an den Betrieb elektronischer Personen-
standsregister und Sicherungsregister sicherzustellen. 

(2) 1Die Anstalt für Kommunale Datenverarbeitung in 
Bayern hat durch technische und organisatorische Maß-
nahmen zu gewährleisten, dass nur berechtigte Perso-
nen im Rahmen ihrer Berechtigung auf die Personen-
standsregister und Sicherungsregister ihrer Standesäm-
ter sowie auf das zentrale elektronische Personenstands-
register zugreifen können. 2Vor einem Zugriff hat die 
zugreifende Person ihre Berechtigung gegenüber der 
Anstalt für Kommunale Datenverarbeitung in Bayern 
durch elektronische Authentifizierung nachzuweisen. 

(3) 1Die Anstalt für Kommunale Datenverarbeitung in 
Bayern hat sicherzustellen, dass Zugriffe auf die Perso-
nenstandsregister und Sicherungsregister sowie auf das 
zentrale elektronische Personenstandsregister protokol-
liert werden. 2Die Protokolle dürfen nur für die Kon-
trolle der Zulässigkeit der Zugriffe oder zur Sicherung 
der ordnungsgemäßen Datenverarbeitung verwendet 
werden. 3Sie sind durch geeignete Vorkehrungen gegen 
zweckfremde Verwendung und sonstigen Missbrauch 
zu schützen und nach vier Jahren nach Ablauf des Ka-
lenderjahres zu vernichten, in dem der Zugriff erfolgt 
ist. 4Aus den Protokollen sind im Rahmen der Zweck-
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bindung nach Satz 2 von der Anstalt für Kommunale 
Datenverarbeitung in Bayern regelmäßig Stichproben 
zu ziehen. 5Diese sind auch von den Aufsichtsbehörden 
der abrufenden Standesämter zu überprüfen. 

(4) 1Soweit die Anstalt für Kommunale Datenverarbei-
tung in Bayern Aufgaben nach diesem Gesetz oder ei-
ner auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsver-
ordnung wahrnimmt, unterliegt sie der Fachaufsicht der 
in Art. 4 Abs. 1 Nrn. 2 und 3 genannten Aufsichtsbe-
hörden. 2Die Anstalt für Kommunale Datenverarbei-
tung in Bayern hat diesen Aufsichtsbehörden die Kon-
trolle der Einhaltung der Bestimmungen dieses Geset-
zes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen zu ermöglichen. 

Art. 7b 
Gegenseitige Benutzung  

der Personenstandsregister nach Art. 7 Abs. 1 Satz 1 

(1) Auf Registereinträge eines anderen Standesamts 
darf nur lesend zugegriffen werden. 

(2) Solange ein Sperrvermerk nach § 64 PStG in einem 
Registereintrag eingetragen ist, unterliegt dieser ge-
sperrte Registereintrag nicht der gegenseitigen Benut-
zung. 

(3) 1Für den Zugriff eines anderen Standesamts sind 
nur die in Anlage 1 zur Personenstandsverordnung 
(PStV) aufgeführten Suchfelder zulässig. 2Eine Über-
mittlung von Einzelangaben ist nur zulässig, wenn die 
Suchfelder so ausgefüllt sind, dass höchstens 20 Perso-
nen betroffen sind. 

(4) Die Anstalt für Kommunale Datenverarbeitung in 
Bayern ist speichernde Stelle nach Art. 4 Abs. 9 Bay-
DSG für das Verfahren nach Art. 7 Abs. 1 Satz 1. 

Art. 7c 
Führung der elektronischen Personenstands- 

register und Sicherungsregister nach Art. 7 Abs. 2 

(1) 1Die Anstalt für Kommunale Datenverarbeitung in 
Bayern betreibt die elektronischen Personenstandsre-
gister und Sicherungsregister im Auftrag der Rechtsträ-
ger der Standesämter. 2Das Staatsministerium des In-
nern nimmt gegenüber der Anstalt für Kommunale Da-
tenverarbeitung in Bayern die Rechte und Pflichten 
nach Art. 6 Abs. 2 Sätze 2 und 3 BayDSG wahr. 

(2) Die Standesämter haben den Aufsichtsbehörden 
nach Art. 4 Abs. 1 Nr. 1 zur Wahrnehmung ihrer Auf-
sichtsfunktion Einsichtnahme in die gespeicherten Da-
ten zu gewähren. 

5. Der bisherige Art. 7 wird Art. 8; es wird folgender 
Abs. 4 angefügt: 

„(4) 1Die Kosten für den Aufbau und den Betrieb des 
zentralen elektronischen Personenstandsregisters sowie 
der elektronischen Personenstandsregister und Siche-
rungsregister nach Art. 7 Abs. 1 und 2 trägt die Anstalt 

für Kommunale Datenverarbeitung in Bayern. 2Sie er-
hebt auf Grund einer Rechtsverordnung nach Art. 10 
Abs. 2 zur Deckung ihrer anderweitig nicht gedeckten 
Kosten nach Satz 1 von den Rechtsträgern der Standes-
ämter einen Beitrag.“ 

6. Der bisherige Art. 8 wird Art. 9; nach dem Wort „Jus-
tiz“ werden die Worte „und für Verbraucherschutz“ 
eingefügt.  

7. Der bisherige Art. 9 wird Art. 10 und wie folgt geän-
dert:  

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Verordnungsermächtigungen“ 

b) Es werden folgender neuer Abs. 1 und folgender 
Abs. 2 eingefügt:  

(1) Die Staatsregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung zu regeln: 
1. die technischen und organisatorischen Anfor-

derungen an den Aufbau und den Betrieb des 
zentralen elektronischen Personenstandsregis-
ters sowie der elektronischen Personenstands-
register und Sicherungsregister der Standesäm-
ter, für den Zugriff auf diese Register und für 
die Übermittlung von Daten zwischen diesen 
Registern und den angeschlossenen Standes-
ämtern, 

2. die Berechtigungen für den Zugriff auf das 
zentrale elektronische Personenstandsregister 
nach § 14 Abs. 2 Satz 2 PStV, 

3. nähere Bestimmungen zur Ausgestaltung der 
Protokollierung sowie zur Auswertung der 
Protokolle, 

4. die Aufsicht über die Anstalt für Kommunale 
Datenverarbeitung in Bayern nach Art. 7a 
Abs. 4 und 

5. sonstige Einzelheiten zur Führung des zentra-
len elektronischen Personenstandsregisters 
nach § 74 Abs. 1 Nr. 3 PStG. 

(2) Das Staatsministerium des Innern wird ermäch-
tigt, im Einvernehmen mit dem Staatsministerium 
der Finanzen durch Rechtsverordnung Näheres zur 
Erhebung des Beitrags nach Art. 8 Abs. 4 Satz 2 zu 
regeln.“ 

c) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 3. 

8. Der bisherige Art. 10 wird Art. 11. 

 
§ 2 

Änderung des Bayerischen Wohnungsbindungsgesetzes 

In Art. 3 Abs. 7 Satz 2 Nr. 1 des Gesetzes zur Sicherung der 
Zweckbestimmung von Sozialwohnungen in Bayern (Baye-
risches Wohnungsbindungsgesetz – BayWoBindG) in der 
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Fassung der Bekanntmachung vom 23. Juli 2007 (GVBl 
S. 562, ber. S. 781, ber. 2011 S. 115, BayRS 2330-3-I), ge-
ändert durch § 1 des Gesetzes vom 24. März 2010 (GVBl 
S. 136), werden nach dem Wort „Ehegatte“ die Worte „oder 
der eingetragene Lebenspartner“ eingefügt. 

 

§ 3 

Inkrafttreten; Übergangsvorschrift 

(1) Dieses Gesetz tritt am …………….………….. in Kraft.  

(2) Die Rechtsträger der Standesämter, die bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes die Verpflichtung aus Art. 7 Abs. 2 Satz 1 
AGPStG nicht erfüllen, müssen bis spätestens 31. Dezem-
ber 2013 ihre elektronischen Personenstandsregister und Si-
cherungsregister von der Anstalt für Kommunale Datenver-
arbeitung in Bayern zentral aufbauen und betreiben lassen. 

 

 

 
 
 
Begründung: 

A) Allgemeines 

I. Zentrales elektronisches Personenstandsregister (ZEPR) 

1. Ausgangslage Personenstandsrechtsreform 
Am 1. Januar 2009 trat im Rahmen der Personenstands-
rechtsreform ein gänzlich neu gefasstes Personenstands-
gesetz (PStG) in Kraft. Mit der Reform wurde ab dem 
1. Januar 2009 zum einen eine elektronische Führung der 
Personenstandsregister zugelassen, die spätestens zum 
1. Januar 2014 verpflichtend in allen Standesämtern um-
gesetzt werden muss. Bis zur Umstellung können die 
Register übergangsweise in Papier geführt werden. Zum 
anderen wurden die Länder ermächtigt, auf Landesebene 
zur Nutzung durch die angeschlossenen Standesämter ein 
zentrales elektronisches Personenstandsregister einzu-
richten (sog. Länderöffnungsklausel – § 67 PStG –); die-
se Entscheidung ist ausschließlich Ländersache und nicht 
an eine Frist gebunden. 

Das ZEPR ermöglicht es den angeschlossenen Standes-
ämtern, auch die Registereinträge der anderen ange-
schlossenen Standesämter zu benutzen. Damit können 
Bürger grundsätzlich bayernweit bei den Standesämtern 
aus Personenstandseinträgen Auskünfte oder Personen-
standsurkunden erhalten (bislang musste sich ein Bürger 
immer an das Standesamt wenden, das den Personen-
standsfall beurkundet hat). Voraussetzung hierfür ist, 
dass der Personenstandseintrag bereits elektronisch beur-
kundet oder im Wege der Nacherfassung elektronisch 
gespeichert ist. Die Erstbeurkundung und die Fortfüh-
rung der Registereinträge (d.h. Ergänzung oder Berichti-
gung durch Folgebeurkundungen und Hinweise) bleiben 
– auch bei Einrichtung eines ZEPR – allein dem register-
führenden Standesamt vorbehalten. 

2. Umsetzung in Bayern 
Zur Verbesserung des Bürgerservices sowie der Qualität 
und Wirtschaftlichkeit der Verwaltungsarbeit wird in 
Bayern von der Länderöffnungsklausel des § 67 PStG 
Gebrauch gemacht und ein ZEPR eingerichtet. Das 
ZEPR ist kein eigenes Personenstandsregister, sondern 
ein automatisiertes Abrufverfahren. Es dient allein dazu, 
den bayerischen Standesämtern zu ermöglichen, die in 
den jeweiligen elektronischen Personenstandsregistern 
vorhandenen Einträge gegenseitig zu benutzen. Voraus-
setzung für die Einrichtung des ZEPR in Bayern ist eine 
Verpflichtung aller bayerischen Standesämter, ihre elekt-
ronischen Personenstandsregister und Sicherungsregister 
an zentraler Stelle aufbauen und dort in ihrem Auftrag 
betreiben zu lassen. Die Einrichtung des ZEPR lässt die 
rechtlichen Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten 
der Standesämter in Bezug auf die Führung ihrer elektro-
nischen Personenstandsregister und Sicherungsregister 
unberührt. 

Das ZEPR wird von der Anstalt für Kommunale Daten-
verarbeitung in Bayern (AKDB) aufgebaut und betrie-
ben. Zudem werden alle bayerischen Standesämter ver-
pflichtet, ihre elektronischen Personenstandsregister und 
Sicherungsregister bei der AKDB aufbauen und dort in 
ihrem Auftrag betreiben zu lassen. Zwar ist es grundsätz-
lich den Kommunen überlassen, in welcher Form sie bis 
spätestens 1. Januar 2014 die bundesrechtliche Ver-
pflichtung zur elektronischen Registerführung umsetzen. 
Dies könnte dezentral vor Ort, aber auch im Wege der 
Auftragsdatenverarbeitung („Hosting“) bei IT-Dienst-
leistern (auch außerhalb Bayerns) erfolgen. Die dann 
entstehenden heterogenen technischen Strukturen wür-
den die Einrichtung eines ZEPR aber nicht unerheblich 
erschweren bzw. gar unmöglich machen.  

Außerdem lassen sich die an die elektronische Register-
führung und die gegenseitige Benutzung der elektroni-
schen Registereinträge aller rund 1.300 bayerischen 
Standesämter geknüpften hohen Sicherheitsanforderun-
gen kostengünstig am besten zentral in einem professio-
nellen Rechenzentrum sicherstellen, zumal bei einer de-
zentralen Registerführung durch die Vielzahl von Stand-
orten und Betreibern das Risiko von Sicherheitslücken 
und Fehlern im Betrieb stark ansteigen würde. Außerdem 
könnte der Betrieb einer komplexen Registerlösung mit 
anspruchsvollen Sicherheits- und Integrationskomponen-
ten in kleinen Gemeindeverwaltungen kaum geleistet 
werden. 

Fachlich-technische Grundlage zur Einrichtung eines 
ZEPR in Bayern (insbesondere Entwicklung der Regis-
tersoftware) sind das Landesfachkonzept und der Lan-
deskriterienkatalog. Darin werden die bayerischen An-
forderungen an die Systemarchitektur eines ZEPR kon-
kretisiert. Das Landesfachkonzept wurde vom Staatsmi-
nisterium des Innern unter Einbindung der Stabsstelle 
des IT-Beauftragten der Staatsregierung aus dem sog. 
Musterfachkonzept, ergänzt durch einen Katalog mit Be-
wertungskriterien (Musterkriterienkatalog), entwickelt. 
Das Musterfachkonzept, als Basis für die Ausschreibung 
eines ZEPR, resultiert aus den Arbeiten des unter Feder-
führung des Freistaates Bayern durchgeführten Deutsch-
land-Online-Vorhabens Personenstandswesen. 
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3. Weitere Anforderungen 
Da die Tätigkeit der Standesämter auch weiterhin durch 
Aufsichtsbehörden kontrolliert wird, müssen die Stan-
desämter diesen zur Wahrnehmung ihrer Aufsichtsfunk-
tion Einsichtnahme in die gespeicherten Daten gewäh-
ren. Um auch eine fachliche Kontrolle über die AKDB 
bei der Erfüllung ihrer Aufgaben in Bezug auf den Auf-
bau und Betrieb des ZEPR und der elektronischen Perso-
nenstandsregister und Sicherungsregister zu ermögli-
chen, unterliegt die AKDB zukünftig insoweit auch der 
Fachaufsicht des Staatsministeriums des Innern (oberste 
Standesamtsaufsichtsbehörde) und der Regierung von 
Mittelfranken (obere Standesamtsaufsichtsbehörde). 

Da für den Aufbau und Betrieb des ZEPR und der elekt-
ronischen Personenstandsregister und Sicherungsregister 
sowie zur Datenübermittlung zwischen den Standesäm-
tern noch detaillierte Regelungen erforderlich sind, wird 
die Staatsregierung ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
nähere Vorschriften hierzu zu erlassen. Dazu gehören 
insbesondere Detailregelungen zu datenschutzrechtlichen 
Anforderungen und Verantwortlichkeiten der beteiligten 
Stellen bei der Datenverarbeitung innerhalb des ZEPR. 
Untergesetzlich vorgegeben werden auch die fachlich-
technischen Grundlagen zur Einrichtung eines ZEPR in 
Bayern (insbesondere die bayerischen Anforderungen an 
die Systemarchitektur eines ZEPR und an die Register-
software). Diese ergeben sich aus dem unter Ziffer 2 ge-
nannten Landesfachkonzept und Landeskriterienkatalog.  

4. Kosten und Finanzierung 

Der gesamte anfängliche Investitionsaufwand (Erstinves-
tition) beläuft sich einmalig auf ca. 2,3 bis 2,5 Mio. €. 

Darin enthalten sind sämtliche zur Errichtung der not-
wendigen Infrastruktur des ZEPR (einschließlich der 
elektronischen Personenstandsregister und Sicherungsre-
gister) erforderlichen Aufwendungen, wie 
─ Softwarekosten, 
─ Kosten für projektvorbereitende und -begleitende 

Leistungen und 
─ Kosten des administrativen Aufwands der AKDB. 
Nicht enthalten sind die Kosten für die 

─ Hardware, die aufgrund der regelmäßig vorzuneh-
menden Ersatzinvestitionen unter den laufenden Be-
triebskosten berücksichtigt wurden,  

─ Anwenderschulungen,  
─ Übergabe von Benutzerkennungen, 
─ Kartenlesegeräte und Signaturkarten für die Stan-

desämter sowie deren Installation, 
─ erweiterten Servicezeiten (Montag bis Samstag 

06:00 Uhr bis 20:00 Uhr). 
Nicht berücksichtigt wurden ferner die Aufwände für die 

─ Übernahme der Registerdaten in ein Archiv, 
─ Nacherfassung von Altdaten, 
─ erweiterte Plausibilisierung der Registerdaten, 
─ Signierung der XML-Datei und Visualisierung der 

Registerdaten über Style-Sheet mit zertifizierten 
XML-Viewer. 

Für den laufenden Betrieb betragen die Kosten im Mittel 
ca. 0,7 Mio. € jährlich.  

Die Gesamtkosten belaufen sich somit in einer 10-Jah-
res-Betrachtung auf 10 Mio. €, d.h. jährlich ca. 1 Mio. €.  

Die Kosten für den Aufbau und den Betrieb des ZEPR 
und der elektronischen Personenstandsregister und Si-
cherungsregister der bayerischen Standesämter trägt die 
AKDB. Angesichts der besonderen Bedeutung für die 
Fortentwicklung des E-Government unterstützt der Frei-
staat Bayern das Vorhaben mit bis zu 50 % der Entwick-
lungskosten (d.h. alle Kosten ohne Echtbetrieb) mit ei-
nem einmaligen Zuschuss von höchstens 1,0 Mio. €.  

Zur Deckung ihrer anderweitig nicht gedeckten Kosten 
wird die AKDB gesetzlich ermächtigt, von den Rechts-
trägern der bayerischen Standesämter einen öffentlich-
rechtlichen Beitrag zu erheben, dessen Maßstab und Hö-
he staatlich geregelt werden. Ohne Abzug einer Beteili-
gung des Freistaates Bayern belaufen sich die anderwei-
tig nicht gedeckten Kosten der AKDB für das ZEPR – 
gerechnet auf zehn Jahre – auf ca. 10 Mio. €.  

Gleichzeitig entstehen bei den Kommunen Einsparungen 
(insbesondere betreffend Vordrucke und Buchbinderkos-
ten) – ebenfalls gerechnet auf zehn Jahre – in Höhe von 
(mindestens) 4,5 Mio. €. Somit entstehen den Kommu-
nen in den ersten zehn Jahren des Betriebs des ZEPR Ge-
samtkosten in Höhe von ca. 5,5 Mio. €. Die sich hieraus 
errechnende jährliche Belastung beträgt lediglich ca. 
550.000 €. Dies entspricht ca. 0,04 € pro Einwohner. 

5. Konnexität 

Es werden keine konnexitätsrechtlichen Ansprüche der 
Kommunen begründet.  

a) Die elektronische Führung der Personenstandsregis-
ter ist den Standesämtern ab 1. Januar 2014, nach 
Ablauf einer fünfjährigen Übergangszeit, vorge-
schrieben. Die Verpflichtung beruht allein auf der 
im Personenstandsrechtsreformgesetz getroffenen 
Entscheidung des Bundesgesetzgebers und ist auch 
zeitlich losgelöst von der zum 1. Januar 2009 ge-
troffenen landesrechtlichen Aufgabenübertragung 
für die Wahrnehmung der Aufgaben des Standesam-
tes an Stelle der bis dahin bestehenden, aber in Fol-
ge der im Zuge der Personenstandsrechtsreform En-
de 2008 weggefallenen bundesgesetzlichen Aufga-
benübertragung zu sehen. Eine Verantwortlichkeit 
des Landesgesetzgebers und damit eine Ausgleichs-
pflicht scheiden insoweit aus.  

b) Der Freistaat hatte bei der zum 1. Januar 2009 vor-
genommenen Aufgabenübertragung auf die Kom-
munen keinen eigenen Gestaltungsspielraum, den er 
durch Begründung gemeindlicher Zuständigkeiten 
zu Lasten der Gemeinden genutzt hätte. Zwar kann 
ein eigener Gestaltungsspielraum auch darin liegen, 
dass der Freistaat entscheiden kann, ob er eine durch 
Bundes- oder Europarecht vorgegebene Aufgabe 
selbst wahrnimmt oder ihre Wahrnehmung den 
Kommunen überträgt. Nach dem Sinn und Zweck 
des Art. 83 Abs. 3 BV kann dies jedoch nicht be-
deuten, dass der Freistaat bei jeder Änderung bun-
desgesetzlicher Regelungen gezwungen wäre, Auf-
gaben, die bisher schon den Kommunen übertragen 
sind, an sich zu ziehen, weil sonst der Konnexitäts-
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fall (durch „Unterlassen“) einträte. Der Freistaat hat 
den Aufgabenbestand der Gemeinden nicht verän-
dert. Bereits seit 1876 reichsgesetzlich geregelt, wa-
ren die den Standesämtern obliegenden Aufgaben 
zuletzt bundesgesetzlich nach dem zum 1. Januar 
2009 außer Kraft getretenen Personenstandsgesetz 
vom 8. August 1957 den Gemeinden übertragen. 
Eine andere Sichtweise widerspräche auch dem Wil-
len des verfassungsändernden Gesetzgebers, wie er 
ihn bei der Einführung des Konnexitätsprinzips zum 
1. Januar 2004 zum Ausdruck gebracht hat. Danach 
sollte die Gesamtheit der Kommunen vor weiteren 
Kostenbelastungen durch das Land geschützt wer-
den sollten. Das Konnexitätsprinzip findet auf den 
bei seinem Inkrafttreten bereits vorhandenen Be-
stand an kommunalen Aufgaben keine Anwendung. 
Eine Ausgleichspflicht scheidet damit auch insoweit 
aus. 

c) Auch die landesrechtlichen Vorgaben zur Umset-
zung der Systemarchitektur mit der Verpflichtung 
aller bayerischen Standesämter zur Auftragsdaten-
verarbeitung an zentraler Stelle durch den Betreiber 
des ZEPR, ergänzt um ein automatisiertes Abrufver-
fahren zur standesamtsübergreifenden Benutzung 
der Personenstandsregister, vermögen eine Aus-
gleichspflicht nicht zu begründen. Es kann insoweit 
derzeit dahinstehen, ob hierin die Stellung besonde-
rer Anforderungen an die Erfüllung bestehender 
Aufgaben zu sehen ist, ein Konnexitätsanspruch ist 
schon deshalb nicht begründet, weil davon ausge-
gangen wird, dass den Gemeinden keine Mehrkos-
ten entstehen. Bei einer gebündelten Auftragsdaten-
verarbeitung an zentraler Stelle in nur einem Re-
chenzentrum ist vielmehr gegenüber ansonsten ent-
stehenden heterogenen dezentralen Registersyste-
men eine auf Dauer anhaltende Kostenreduzierung 
zu erwarten. Dies hat auch die im März 2008 abge-
schlossene ergebnisoffene Machbarkeitsstudie zur 
Einführung einer zentralen elektronischen Führung 
der Personenstandsregister – MachZentPers – klar 
aufgezeigt. Ergänzend zur finanziellen Bewertung 
darf der in der Möglichkeit, die in den jeweiligen 
elektronischen Personenstandsregistern vorhande-
nen Einträge gegenseitig zu benutzen, liegende 
Mehrwert des ZEPR für Bürger und Standesämter 
nicht übersehen werden. 

Legt man die Ausführungen im Vorblatt zum Ge-
setzentwurf der Bundesregierung zum Personen-
standsrechtsreformgesetz (BR-Drs. 616/05) zugrun-
de, könnte sich im Übrigen der allein mit der Um-
stellung auf eine elektronische Registerführung ent-
stehende zusätzliche Aufwand für die Gemeinden 
im Idealfall sogar auf Null reduzieren, wenn die mit 
einer zentralen Registerführung verbundenen Ein-
sparungen voll ausgeschöpft werden. 

II. Lebenspartnerschaften und Befugnisse der Bürgermeister 

Seit Inkrafttreten des Ausführungsgesetzes zum Lebenspart-
nerschaftsgesetz (AGLPartG) vom 7. Juli 2009 (GVBl S. 261) 
können bei den Standesämtern in Bayern auch Lebenspartner-
schaften begründet werden. Um die Befugnisse der zu Stan-
desbeamten bestellten Bürgermeister dahin zu erweitern, dass 
sie – nicht wie bisher nur für die Vornahme von Eheschlie-
ßungen – sondern auch für die Mitwirkung bei der Begrün-

dung von Lebenspartnerschaften befugt sind, ist eine Ände-
rung des § 2 Abs. 3 der Verordnung zum Vollzug des Perso-
nenstandsgesetzes (PStGVollzV) vom 7. April 1975 (GVBl 
S. 73), zuletzt geändert durch Verordnung vom 25. Mai 2009 
(GVBl S. 221), notwendig. Wegen der Erweiterung um diese 
Befugnis ist nun auch Art. 2 Abs. 2 Satz 3 AGPStG anzupas-
sen. Weiterhin wird klargestellt, dass den Bürgermeistern der 
Gemeinden, die die Aufgaben des Standesamtes durch 
Rechtsverordnung der Aufsichtsbehörde an eine andere Ge-
meinde abgegeben haben, dieselben Befugnisse nach Art. 2 
Abs. 2 Satz 3 AGPStG zukommen wie den Bürgermeistern 
der Gemeinden, die seit 1. August 2008 die Aufgaben des 
Standesamts durch Vereinbarung nach Art. 2 Abs. 1 Satz 1 
oder Abs. 2 Satz 1 AGPStG übertragen haben. Hierzu wird in 
Art. 3 AGPStG ein neuer Absatz eingefügt. 

Im Hinblick auf die geänderte Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts zur Gleichbehandlung von Ehegatten und 
eingetragenen Lebenspartnern (Beschluss vom 21. Juli 2010, 
Az. 1 BvR 611/07, 1 BvR 2464/07) ist es außerdem erforder-
lich, eingetragene Lebenspartner in Bezug auf die Wohnbe-
rechtigung für Sozialwohnungen mit Ehegatten gleichzustel-
len. 

B) Zwingende Notwendigkeit einer normativen Regelung 

Um in Bayern ein ZEPR einrichten und damit die gegenseitige Be-
nutzung der elektronischen Registereinträge gewährleisten zu kön-
nen, muss der Freistaat Bayern von der Länderöffnungsklausel des 
§ 67 PStG Gebrauch machen. Hierfür bedarf es einer Verordnung 
der Staatsregierung nach § 74 Abs. 1 Nr. 3 PStG. Dort hat der 
Bundesgesetzgeber die Landesregierungen ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung nähere Bestimmungen zur Einrichtung und zur 
Führung des ZEPR zu treffen. Werden – wie hier – durch Bundes-
gesetz oder aufgrund von Bundesgesetzen Landesregierungen er-
mächtigt, Rechtsverordnungen zu erlassen, ist nach Art. 80 Abs. 4 
GG ein Land zur Regelung auch durch Landesgesetz befugt. 

Die bundesrechtliche Ermächtigung in § 74 Abs. 1 Nr. 3 PStG 
deckt aber nicht alle erforderlichen Regelungsgegenstände für die 
Einrichtung und den Betrieb eines ZEPR in Bayern ab. Diese 
Sachverhalte sollen zum Teil durch förmliches Landesgesetz gere-
gelt werden. Hierzu gehören z.B. die Verpflichtung der Standes-
ämter, sich an das ZEPR anzuschließen sowie ihre elektronischen 
Personenstandsregister und Sicherungsregister an zentraler Stelle 
aufbauen und betreiben zu lassen, die Betrauung der AKDB mit 
dem Aufbau und dem Betrieb des ZEPR sowie der elektronischen 
Personenstandsregister und Sicherungsregister der Standesämter, 
das Einsichtsrecht in die elektronischen Registereinträge für die 
Aufsichtsbehörden und deren Überprüfungsbefugnis für Protokol-
lierungen der Zugriffe, die Fachaufsicht über die AKDB, die Kos-
tentragung und die Beitragserhebung durch die AKDB sowie 
grundlegende datenschutzrechtliche Anforderungen. Hingegen be-
ruhen insbesondere die Bestimmungen des AGPStG über die Ein-
richtung des ZEPR, die allgemeinen Anforderungen an den Be-
trieb, die gegenseitige Benutzung der Personenstandsregister und 
die Führung der elektronischen Personenstandsregister und Siche-
rungsregister auf § 74 Abs. 1 Nr. 3 PStG. 

Weitere Sachverhalte (insbesondere Einzelheiten zu den daten-
schutzrechtlichen Anforderungen und Verantwortlichkeiten und 
zur Erhebung des Beitrags durch die AKDB) sollen durch Verord-
nungen der Staatsregierung oder des Staatsministeriums des In-
nern im Einvernehmen mit dem Staatsministerium der Finanzen 
geregelt werden. Hierzu werden neue Verordnungsermächtigun-
gen im Gesetz verankert. 
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C) Zu den einzelnen Vorschriften 

 

Zu § 1 (Änderung des AGPStG) 

Zu Nr. 1 

Zu Buchst. a) 

Seit dem Erlass des Gesetzes zur Ausführung des Lebenspartner-
schaftsgesetzes (AGLPartG), das zum 1. August 2009 in Kraft 
trat, können Lebenspartnerschaften in Bayern nicht nur vor dem 
Notar, sondern wahlweise auch vor dem Standesbeamten begrün-
det werden. Um die Befugnisse der zu Standesbeamten bestellten 
Bürgermeister dahin zu erweitern, dass sie nicht wie bisher nur für 
die Vornahme von Eheschließungen, sondern auch für die Mitwir-
kung bei der Begründung von Lebenspartnerschaften befugt sind, 
ist eine Änderung des § 2 Abs. 3 Satz 1 der Verordnung zum 
Vollzug des Personenstandsgesetzes (PStGVollzV) vom 7. April 
1975 (GVBl S. 73), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
25. Mai 2009 (GVBl S. 221), notwendig. Wegen der Erweiterung 
des Aufgabenbereichs um diese Befugnis ist nun auch Art. 2 
Abs. 2 Satz 3 AGPStG anzupassen. Durch die Herausnahme des 
bisherigen Art. 2 Abs. 2 Satz 3 in einen neuen Abs. 3 wird zudem 
klargestellt, dass die Befugnisse des zum Standesbeamten bestell-
ten Bürgermeisters nicht nur bei Übertragungen der Aufgaben des 
Standesamts auf eine andere Gemeinde (Art. 2 Abs. 2 Satz 1), son-
dern auch auf den Landkreis (Art. 2 Abs. 1 Satz 1) bestehen blei-
ben. 

Zu Buchst. b) 

Redaktionelle Folgeänderung zu Buchst. a). 

 

Zu Nr. 2 

Zu Buchst a) 

Es wird klargestellt, dass den Bürgermeistern der Gemeinden, die 
die Aufgaben des Standesamts durch Rechtsverordnung der Auf-
sichtsbehörde an eine andere Gemeinde abgegeben haben, diesel-
ben Befugnisse nach Art. 2 Abs. 2 Satz 3 AGPStG (= Art. 2 
Abs. 3 neu) zukommen wie den Bürgermeistern der Gemeinden, 
die seit 1. August 2008 die Aufgaben des Standesamts durch 
Vereinbarung nach Art. 2 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 Satz 1 über-
tragen haben. Hierzu wird in Art. 3 AGPStG ein neuer Absatz 
eingefügt. Damit ist in jeder bayerischen Gemeinde jeweils ein 
Bürgermeister weiterhin für die Vornahme von Eheschließungen 
und die Mitwirkung bei der Begründung von Lebenspartnerschaf-
ten zuständig, auch wenn die Gemeinde nicht mehr Träger des 
Standesamtes ist. Der Bürgermeister nimmt seine Befugnisse für 
das Standesamt wahr, in dessen Zuständigkeitsbereich bzw. Stan-
desamtsbezirk sich seine Gemeinde befindet. Seine Befugnis ist 
aber hierbei weiterhin nur auf den örtlichen Bereich beschränkt, 
für den er vor der Übertragung der Aufgaben des Standesamts 
durch Rechtsverordnung der Aufsichtsbehörde zuständig war oder 
gewesen wäre (regelmäßig das eigene Gemeindegebiet). 

Zu Buchst b) 

Redaktionelle Folgeänderung zu Buchst. a). 

 

Zu Nr. 3 

Redaktionelle Folgeänderung zu Nr. 1 Buchst. a). 

Zu Nr. 4 

Zu Art. 7 (neu) 

Zu Abs. 1 und 2 

Die Vorschrift des Art. 7 richtet – auf Grund der Ermächtigung 
des § 74 Abs. 1 Nr. 3 PStG – ein zentrales elektronisches Perso-
nenstandsregister im Sinn des § 67 PStG (ZEPR) in Bayern ein 
und regelt die Grundlagen für dessen Ausgestaltung, nämlich die 
beiden Komponenten (Verfahren) des Gesamtsystems: das auto-
matisierte Abrufverfahren, mit dem die gegenseitige Benutzung 
der Personenstandsregister durch die angeschlossenen Standesäm-
ter nach § 67 Abs. 3 PStG ermöglicht wird (Abs. 1), sowie die 
zentral betriebenen elektronischen Personenstandsregister und Si-
cherungsregister der Standesämter (Abs. 2). 

Die elektronischen Personenstandsregister nach § 3 PStG und 
elektronischen Sicherungsregister nach § 4 PStG der Standesämter 
werden nach Abs. 2 Satz 1 künftig von der AKDB im Auftrag der 
Rechtsträger der Standesämter (siehe auch Art. 7c Abs. 1 Satz 1) 
geführt. Die AKDB wird dabei nicht zur Erfüllung der Aufgaben 
des Standesamts als zentrale Stelle bestimmt. Sie baut lediglich 
die technischen Komponenten für die elektronischen Personen-
standsregister und Sicherungsregister der Standesämter auf und 
betreibt diese fortan.  

Der AKDB wird auch die Aufgabe des Aufbaus und des Betriebs 
des ZEPR übertragen. Sie stellt die in Abs. 1 geregelte gegenseiti-
ge Benutzbarkeit der Personenstandsregister der angeschlossenen 
Standesämter als Funktion des ZEPR sicher. 

Die Übertragung dieser technischen Aufgaben nach Abs. 1 und 2 
entspricht auch der allgemeinen Aufgabe der AKDB nach § 2 der 
Verordnung über die Anstalt für Kommunale Datenverarbeitung 
in Bayern (AKDB-V), derentwegen die AKDB geschaffen worden 
ist. Nach § 2 Abs. 1 AKDB-V ist es Aufgabe der AKDB, für die 
rationelle Erledigung automationsfähiger Arbeiten, die ihr u.a. 
vom Staat übertragen werden, zu sorgen. Darüber hinaus kann sie 
kommunale Datenverarbeitungszentralen betreiben (§ 2 Abs. 2 
AKDB-V). 

Das ZEPR nutzt dabei die Daten, die von den Standesämtern in ih-
ren Personenstandsregistern bei der AKDB geführt werden 
(Abs. 2 Satz 2). Hierdurch ergibt sich die gegenseitige Benut-
zungsmöglichkeit gemäß § 67 Abs. 3 PStG. Als zentrale Kompo-
nente baut das ZEPR auf den elektronischen Personenstandsregis-
tern der Standesämter auf, ist aber selbst kein eigenes Personen-
standsregister, sondern lediglich ein automatisiertes Abrufverfah-
ren, mit dem es ermöglicht wird, dass die bayerischen Standesäm-
ter die in den jeweiligen elektronischen Personenstandsregistern 
vorhandenen Einträge gegenseitig benutzen. 

Der Verweis in Abs. 1 Satz 2, dass Art. 1 Abs. 1 unberührt bleibt, 
stellt klar, dass das ZEPR nicht in die Zuständigkeit der Gemein-
den zur Erfüllung der Aufgaben des Standesamts eingreift und 
keine neuen Zuständigkeiten begründet. Insbesondere wird nicht 
eine zentrale Stelle zur Erfüllung dieser Aufgaben bestimmt. Die 
Standesämter stehen in Bezug auf die Benutzung ihrer elektroni-
schen Personenstandsregister und Sicherungsregister weiterhin in 
alleiniger personenstandsrechtlicher Verantwortung. Die Perso-
nenstandsregister und Sicherungsregister stehen im Übrigen wei-
terhin ausschließlich in der Verfügungsgewalt der angeschlosse-
nen Standesämter. Die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung der 
in diesen Registern gespeicherten Daten unterliegt auch künftig 
den gleichen Vorschriften, die auch gelten, wenn die Gemeinden 
diese Daten auf eigenen Datenverarbeitungsanlagen speichern.  
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Die Staatsregierung wird in Art. 10 Abs. 1 Nr. 1 ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung Näheres zu den technischen und organisatori-
schen Anforderungen zum Aufbau und Betrieb der Verfahren nach 
Abs. 1 und 2 zu bestimmen. 

Zu Abs. 3 

Nach Art. 26 Abs. 1 Satz 1, Abs. 3 Satz 2 BayDSG ist vor dem 
erstmaligen Einsatz eines automatisierten Verfahrens, mit dem 
personenbezogene Daten verarbeitet werden, ein datenschutzrecht-
liches Freigabeverfahren durch den jeweiligen behördlichen Da-
tenschutzbeauftragten der einsetzenden öffentlichen Stelle durch-
zuführen. Davon kann gemäß Art. 26 Abs. 1 Satz 2 BayDSG le-
diglich bei Verfahren der AKDB abgesehen werden, die vom Vor-
stand der AKDB freigegeben wurden, oder bei Verfahren öffentli-
cher Stellen des Freistaats Bayern, die vom fachlich zuständigen 
Ministerium für den landesweiten Einsatz freigegeben wurden. 
Die davon abweichend geregelte Verpflichtung zur datenschutz-
rechtliche Freigabe nach Art. 26 BayDSG durch das Staatsminis-
terium des Innern in Bezug auf die Verfahren nach Art. 7 Abs. 1 
und 2 soll die besondere datenschutzrechtliche Verantwortung des 
Staatsministeriums des Innern für das ZEPR deutlich machen und 
diesem auch entsprechende Einwirkungsmöglichkeiten auf die zu-
grundeliegenden Verfahren einräumen. 

Gemäß Art. 27 Abs. 1 BayDSG führt der jeweilige behördliche 
Datenschutzbeauftragte (vgl. Art. 25 BayDSG) ein Verzeichnis 
der bei der öffentlichen Stelle eingesetzten und datenschutzrecht-
lich freigegebenen automatisierten Verfahren, mit denen perso-
nenbezogene Daten verarbeitet werden. Entsprechend der Ausges-
taltung des Systems nach Art. 7 Abs. 1 und 2 erscheint es sachge-
recht, dass – in Abweichung zu Art. 27 Abs. 1 BayDSG – der be-
hördliche Datenschutzbeauftragte der AKDB das Verfahrensver-
zeichnis führt. 
Zu Abs. 4 

Die Regelungen der Art. 10 bis 13 BayDSG über Auskunft und 
Benachrichtigung, Berichtigung, Löschung, Sperrung und Benach-
richtigung nach Datenübermittlung sind auf die Verfahren nach 
Art. 7 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 nicht anzuwenden, da sie 
nicht sachgerecht sind. Die personenstandsrechtlichen Vorschrif-
ten enthalten dafür bereichsspezifische Regelungen, die den allge-
meinen Vorschriften des BayDSG vorgehen. Art. 7 Abs. 5 dient 
der Klarstellung, dass ausschließlich diese bereichsspezifischen 
Sonderregelungen Anwendung finden. 
 

Zu Art. 7a (neu) 

Die Anforderungen an die AKDB in Art. 7a betreffen sowohl das 
ZEPR als auch die im Auftrag der Standesämter betriebenen elekt-
ronischen Personenstandsregister und Sicherungsregister. 

In Art. 10 Abs. 1 wird die Staatsregierung ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung Näheres zu den technischen und organisatori-
schen Vorgaben für den Zugriff auf die Personenstandsregister 
und Sicherungsregister der Standesämter und auf das ZEPR sowie 
für die Übermittlung von Daten zwischen diesen Registern und 
den angeschlossenen Standesämtern (Nr. 1), zu den Berechtigun-
gen für den Zugriff auf das ZEPR nach § 14 Abs. 2 Satz 2 PStV 
(Nr. 2) sowie zur Protokollierung nach Art. 7a Abs. 3 (Nr. 3) zu 
bestimmen. 

Zu Abs. 1 

Die AKDB hat die technischen und organisatorischen Maßnahmen 
zur Gewährleistung des Datenschutzes zu treffen, beispielsweise 
Zugangskontrolle, Zugriffskontrolle, Datenträgerkontrolle (Art. 7 
BayDSG). Auch muss die AKDB sicherstellen, dass die personen-

standsrechtlichen Anforderungen an den Betrieb elektronischer 
Personenstandsregister und Sicherungsregister umgesetzt werden. 
So sind nach § 7 Abs. 1 PStG die Personenstandsregister und Si-
cherungsregister der jeweiligen Standesämter räumlich getrennt 
voneinander zu führen und vor unberechtigtem Zugriff geschützt 
aufzubewahren. Diese Verpflichtung trifft in dem in Art. 7 gere-
gelten Gesamtsystem die AKDB als Betreiber. Weiterhin sind von 
ihr insbesondere die Vorgaben des § 10 PStV und des § 14 Abs. 1 
PStV sowie der nach § 14 Abs. 2 Satz 2 PStV erlassenen Rechts-
verordnung zu beachten. 

Zu Abs. 2 

Die Berechtigungen für den Zugriff des registerführenden Stan-
desamts auf die Daten der eigenen Personenstandsregister werden 
auch in der Ausgestaltung nach Art. 7 Abs. 2 nach den Berechti-
gungsstufen des § 14 Abs. 1 PStV vergeben. Im Gegensatz hierzu 
wird in der nach § 14 Abs. 2 Satz 2 PStV erlassenen Verordnung 
die Zugriffsberechtigung für die gegenseitige Benutzung der Per-
sonenstandsregister der anderen angeschlossenen Standesämter 
über das ZEPR geregelt. Die spezifischen Gegebenheiten des 
ZEPR erfordern besondere Bedingungen der Berechtigungsverga-
be. Daher muss von der Verordnungsermächtigung des § 14 
Abs. 2 Satz 2 PStV Gebrauch gemacht werden (siehe auch Art. 10 
Abs. 1 Nr. 2). 

Satz 1 stellt sicher, dass nur befugte Benutzer Zugriff auf die Re-
gistereinträge haben. Die Berechtigungsstufe des jeweiligen Be-
nutzers wird im elektronischen System verwaltet und bei jedem 
Zugriff überprüft (Satz 2). Dadurch wird gewährleistet, dass der 
jeweilige Nutzer des Personenstandsregisters und Sicherungsregis-
ters sowie des ZEPR nur die Zugriffe auf die Registereinträge aus-
führen kann, zu denen er berechtigt ist. 

Zu Abs. 3 

Die umfassende Protokollierungspflicht für Zugriffe aller Art in 
Satz 1 soll es nach Satz 2 den Aufsichtsbehörden und Standesäm-
tern – in Wahrnehmung ihrer personenstands- und datenschutz-
rechtlichen Verantwortlichkeiten – unter den Bedingungen einer 
ausschließlich elektronischen Verarbeitung und Nutzung der Per-
sonenstandsdaten ermöglichen, die Zulässigkeit der Zugriffe zu 
kontrollieren, um eine rechtswidrige, unsachgemäße oder zur Auf-
gabenerfüllung nicht erforderliche Verarbeitung oder Nutzung von 
Personenstandsdaten ermitteln oder überprüfen zu können. Einer 
solchen Möglichkeit bedarf es sowohl hinsichtlich der Verarbei-
tung oder Nutzung der in den Personenstandsregistern und Siche-
rungsregistern gespeicherten Daten durch Bedienstete des register-
führenden Standesamts als auch hinsichtlich der gegenseitigen Be-
nutzung von Personenstandsdaten durch andere Standesämter im 
Rahmen des ZEPR. Diese Protokollierungspflicht reicht daher 
weiter als § 10 Abs. 2 Nr. 5 PStV, der vorsieht, dass die Vornah-
me von Veränderungen und Ergänzungen in den Personenstands-
registern und Sicherungsregistern im Datenverarbeitungssystem 
zur Beweissicherung protokolliert wird. Die Verwendung der Pro-
tokolle zu einer darüber hinausgehenden Verhaltenskontrolle oder 
einer Leistungskontrolle von Standesamtsmitarbeitern ist von der 
gesetzlichen Zweckbindung des Satzes 2 nicht gedeckt. Weiterhin 
dienen die Protokolle – angelehnt an § 64 Abs. 2 Satz 1 PStV – 
auch der Sicherung einer ordnungsgemäßen Datenverarbeitung, 
insbesondere auch der Sicherstellung eines ordnungsgemäßen Be-
triebs der Datenverarbeitungsanlage im Verhältnis des Betreibers 
zu dessen Aufsichtsbehörden. 

Satz 3 bestimmt, dass die Protokolle durch geeignete Vorkehrun-
gen gegen zweckfremde Verwendung und sonstigen Missbrauch 
zu schützen (vgl. auch § 30a Abs. 3 Satz 4, § 36 Abs. 6 Satz 4 
StVG; § 42c Abs. 2 Satz 2 BZRG) und über einen Zeitraum von 
vier Jahren aufzubewahren sind. Beginn dieser Frist ist der Ablauf 



Seite 12 Bayerischer Landtag 16. Wahlperiode Drucksache 16/9604 

des Kalenderjahres, in dem der Zugriff erfolgt ist. Nach Ablauf 
der Frist sind die Protokolle zu löschen bzw. zu vernichten. Dauer 
und Beginn der Aufbewahrungsfrist orientieren sich an § 64 
Abs. 3 PStV, auch wenn durch dieses Gesetz kein Abrufverfahren 
im Sinn des § 68 Abs. 2 PStV zugunsten anderer Stellen als Stan-
desämter eingerichtet wird. 

Im Übrigen wird die Staatsregierung in Art. 10 Abs. 1 Nr. 3 er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung nähere Bestimmungen zur 
Ausgestaltung der Protokollierung, insbesondere zu den zu proto-
kollierenden Daten, sowie zur Auswertung der Protokolle zu tref-
fen. 

Durch die in Satz 4 der AKDB auferlegte Verpflichtung zur Zie-
hung von Stichproben soll im Rahmen der Zweckbindung nach 
Satz 2 eine Auswertung dieser Protokolle der Zugriffe ermöglicht 
und insbesondere sichergestellt werden, dass unbefugte Zugriffe 
festgestellt und sanktioniert werden können. Diese Kontrolle ob-
liegt – wie Satz 5 klarstellt – nicht nur den Aufsichtsbehörden des 
registerführenden, sondern auch des abrufenden Standesamts. 

Zu Abs. 4 

Die AKDB unterliegt gemäß § 3 Satz 1 AKDB-V der Aufsicht des 
Staatsministeriums des Innern. Nach § 3 Satz 3 AKDB-V gelten 
die Vorschriften der Gemeindeordnung über die staatliche Auf-
sicht entsprechend. Zur Klarstellung wird in Satz 1 die Fachauf-
sicht über die AKDB ausdrücklich angeordnet, mit der Folge, dass 
über § 3 Satz 3 AKDB-V die Vorschriften der Gemeindeordnung 
über die Fachaufsicht hier entsprechend anzuwenden sind. Satz 2 
konkretisiert die Verpflichtungen der AKDB gegenüber den Fach-
aufsichtsbehörden, um eine wirksame Kontrolle zu ermöglichen.  

Die Verfahren nach Art. 7 Abs. 1 und 2 nutzen bzw. enthalten sen-
sible personenbezogene Daten einer sehr großen Zahl Betroffener. 
Eine reine Rechtsaufsicht über die Betätigung der AKDB würde 
dem Staat insofern keine hinreichenden Einwirkungsbefugnisse 
zur Sicherstellung einer ordnungsgemäßen Einrichtung und eines 
ordnungsgemäßen Betriebs des ZEPR sowie der elektronischen 
Personenstandsregister und Sicherungsregister ermöglichen. 

Näheres zur Fachaufsicht über die AKDB kann die Staatsregie-
rung nach Art. 10 Abs. 1 Nr. 4 durch Rechtsverordnung bestim-
men. 

 

Zu Art. 7b (neu) 

Die Vorschrift trifft grundlegende datenschutzrechtliche Regelun-
gen zur gegenseitigen Benutzung der Personenstandsregister nach 
Art. 7 Abs. 1 Satz 1, um sicherzustellen, dass der Zugriff auf das 
ZEPR sich auf das zur Erreichung des in § 67 Abs. 3 PStG festge-
legten Umfangs Erforderliche beschränkt. Außerdem ermächtigt 
Art. 10 Abs. 1 Nr. 1 die Staatsregierung, durch Rechtsverordnung 
Näheres zu den technischen und organisatorischen Vorgaben für 
den Zugriff auf das ZEPR sowie für die Übermittlung von Daten 
zwischen dem ZEPR und den angeschlossenen Standesämtern zu 
regeln. 

Zu Abs. 1 

Insbesondere Beurkundungen und Eintragungen von Hinweisen 
dürfen nur vom registerführenden Standesamt vorgenommen wer-
den. Abs. 1 stellt klar, dass andere Standesämter nur lesenden Zu-
griff auf die Registereinträge erhalten können. Beurkundungen 
oder Löschungen durch das nicht registerführende Standesamt 
sind nicht zulässig und müssen daher technisch ausgeschlossen 
werden. 

Zu Abs. 2 

§ 64 Abs. 1 PStG sieht die Eintragung eines Sperrvermerks zu ei-
nem Registereintrag beim registerführenden Standesamt auf An-
trag des Betroffenen vor, wenn Tatsachen bekannt sind, die die 
Annahme rechtfertigen, dass einer Person durch die Ausstellung 
einer Personenstandsurkunde oder durch Auskunft aus einem oder 
Einsicht in einen Personenstandseintrag eine Gefahr für Leben, 
Gesundheit, Freiheit oder ähnliche schutzwürdige Belange er-
wachsen kann; § 64 Abs. 2 PStG sieht die Eintragung eines Sperr-
vermerks auf Ersuchen der Zeugenschutzdienststelle vor. Dieser 
Schutzvorschrift des § 64 PStG kommt bei der Möglichkeit der 
gegenseitigen Benutzung von Registereinträgen aus den Personen-
standsregistern anderer Standesämter nach Art. 7 Abs. 1 Satz 1 be-
sondere Bedeutung zu (vgl. auch § 26 Abs. 2 Satz 2 PStV). Dem-
entsprechend haben nur die registerführenden Standesämter Zu-
griff auf die gesperrten Einträge, während alle anderen am ZEPR 
angeschlossenen Standesämter die gesperrten Einträge nicht be-
nutzen dürfen. 

Zu Abs. 3 

Die Suche im ZEPR ist nach Satz 1 nur mittels der in der Anlage 1 
zur PStV aufgeführten Suchfelder, d.h. der Datenfelder, die dort in 
der Spalte „Suchfeld“ jeweils durch Markierung mit einem „x“ als 
Suchfelder ausgewiesen sind, gestattet; ein anderweitiger Suchzu-
griff ist ausgeschlossen. In Satz 2 wird bestimmt, dass die Über-
mittlung von personenbezogenen Einzelangaben nur zulässig ist, 
wenn die in der Anlage 1 zur PStV aufgeführten Suchfelder so 
ausgefüllt sind, dass höchstens 20 Personen betroffen sind. Dies 
soll eine Ausforschung des ZEPR durch Abruf einer Vielzahl per-
sonenbezogener Daten auch technisch unterbinden, ohne die Be-
dürfnisse der standesamtlichen Praxis unangemessen zu beschrän-
ken. 

Die Suchfelder sind z.B.: Name des Standesamts, Jahr des Ein-
trags, Familienname, Geburtsname, Vornamen, Tag der Geburt, 
Ort der Geburt, Tag der Eheschließung, Ort der Eheschließung, 
Todestag, Sterbeort. 

Zu Abs. 4 

Die Regelung stellt klar, dass das Verfahren nach Art. 7 Abs. 1 
Satz 1 der AKDB als speichernder Stelle im Sinn des Art. 4 Abs. 9 
erste Alternative BayDSG zuzuordnen ist. 

 

Zu Art. 7c (neu) 

In dieser Bestimmung werden grundlegende datenschutzrechtliche 
Regelungen zur Führung der Personenstandsregister und Siche-
rungsregister der Standesämter nach Art. 7 Abs. 2 getroffen. Er-
gänzend besteht in Art. 10 Abs. 1 Nr. 1 eine Verordnungsermäch-
tigung der Staatsregierung, Näheres zu den technischen und orga-
nisatorischen Vorgaben für den Zugriff auf die Personenstandsre-
gister und Sicherungsregister der Standesämter sowie für die 
Übermittlung von Daten zwischen diesen Registern und den ange-
schlossenen Standesämtern zu bestimmen. 

Zu Abs. 1 

Satz 1 stellt klar, dass die Rechtsträger der Standesämter, auch 
wenn sie nach Art. 7 Abs. 2 Satz 1 verpflichtet werden, ihre Re-
gister bei der AKDB aufbauen und betreiben zu lassen, im Sinn 
des Art. 6 BayDSG Auftraggeber sind (siehe auch die Begründung 
zu Art. 7). Diese gesetzliche Verpflichtung erfordert aber eine An-
passung der Pflichten des Auftraggebers nach Art. 6 Abs. 2 Sät-
ze 2 und 3 BayDSG zur datenschutzgerechten Gestaltung des Auf-
tragsverhältnisses und zur Überwachung des Auftragnehmers 
durch den Auftraggeber (Satz 2). Die elektronischen Personen-
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standsregister und Sicherungsregister sind im System des Art. 7 
Abs. 2 logisch getrennt für jedes Standesamt zu betreiben. Damit 
wird die eindeutige Zuordnung der Register zu dem jeweiligen 
Standesamt – auch bei Vorhaltung der Daten auf einem zentralen 
Server – gewährleistet. Die logische Trennung erfolgt durch ge-
eignete Berechtigungskonzepte; eine physikalische Trennung ist 
nicht erforderlich. 

Zu Abs. 2 

Um der Aufsichtsfunktion nachzukommen, müssen sich die Auf-
sichtsbehörden grundsätzlich in regelmäßigen Abständen einen 
Überblick über abgeschlossene Beurkundungen bei den Standes-
ämtern verschaffen und auf etwaige Unregelmäßigkeiten hinwei-
sen. Zukünftig wendet sich die Aufsichtsbehörde an das zu über-
prüfende Standesamt und erhält von diesem Zugriff auf dessen ge-
speicherte Daten. Ein Abruf vom Arbeitsplatz der Aufsichtsbehör-
de kann ermöglicht werden. Die Aufsichtsbehörden erhalten je-
doch auch in diesem Fall keinen eigenen unabhängigen Zugriff 
auf die Registereinträge, sondern bedürfen erst einer entsprechen-
de Freigabe durch das zu überprüfende Standesamt. Damit die un-
teren Standesamtsaufsichtsbehörden (Art. 4 Abs. 1 Nr. 1) unter 
diesen Bedingungen ihrer Aufsichtsfunktion gerecht werden kön-
nen, werden die Standesämter verpflichtet, diesen Einsichtnahme 
in die gespeicherten Daten zu gewähren. 

 

Zu Nr. 5 

Redaktionelle Folgeänderung zu Nr. 4 (Art. 8 Abs. 1 bis 3) 

Art. 8 stellt die zentrale Kostenvorschrift dar, die neben den (un-
veränderten) Regelungen zu den Kosten der Standesamtsverwal-
tung (Art. 7 Abs. 1 bis 3 AGPStG a.F.) nunmehr auch die Kosten 
für den Aufbau und Betrieb des ZEPR sowie der elektronischen 
Personenstandsregister und Sicherungsregister (Art. 8 Abs. 4) ent-
hält. 

Nach Art. 8 Abs. 4 Satz 1 trägt die Kosten für den Aufbau und Be-
trieb des ZEPR sowie der Personenstandsregister und Sicherungs-
register nach Art. 7 Abs. 1 und 2 die AKDB. Zur Finanzierung 
dieser Ausgaben bei der AKDB ist diese – als Beitragsgläubiger – 
berechtigt, von den Rechtsträgern der Standesämter – als Beitrags-
schuldner – einen (öffentlich-rechtlichen) Beitrag zu erheben 
(Art. 8 Abs. 4 Satz 2). Voraussetzung hierfür ist der Erlass einer 
Rechtsverordnung nach Art. 10 Abs. 2, die Näheres zur Erhebung 
dieses Beitrags regelt. Dabei muss der Beitrag die Kosten der 
AKDB decken, ohne dass hierdurch aber Gewinn erzielt wird. So-
weit sich der Freistaat Bayern an der Finanzierung des Systems 
beteiligt, handelt es sich um eine anderweitige Deckung der Kos-
ten im Sinn des Satzes 2. Nur die restlichen („anderweitig nicht 
gedeckten“) Kosten der AKDB sind beitragsfähig. 

Als Form der öffentlich-rechtlichen Geldleistung wurde der (öf-
fentlich-rechtliche) Beitrag gewählt, da er hier den Rechtsträgern 
der Standesämter als denjenigen auferlegt werden soll, die an der 
Einrichtung und dem Betrieb des ZEPR sowie dem zentralen Auf-
bau und Betrieb ihrer Personenstandsregister und Sicherungsregis-
ter besonders interessiert sind, weil ihnen hieraus der besondere 
personenstandsrechtliche Vorteil der gegenseitigen Benutzbarkeit 
nach Art. 7 Abs. 1 Satz 1 erwächst. Im Gegensatz zu einer (Benut-
zungs-)Gebühr soll die Verpflichtung zu der Entrichtung nicht von 
der tatsächlichen Nutzung oder einem unmittelbaren Erfolg abhän-
gen, sondern allein von der Her- und Bereitstellung bzw. Bereit-
haltung des Systems nach Art. 7 Abs. 1 und 2, dessen Kosten ge-
deckt werden sollen. Daher lässt der Beitrag hier auch eine pau-
schale Abrechnung (z.B. nach der Einwohnerzahl) – anstelle der 
bei Gebühren üblichen „Spitz“-Abrechnung – zu. 

In Art. 10 Abs. 2 wird das Staatsministerium des Innern ermäch-
tigt, im Einvernehmen mit dem Staatsministerium der Finanzen 
Einzelheiten zur Erhebung des Beitrages durch Rechtsverordnung 
zu regeln (siehe auch Begründung zu Art. 10 Abs. 2). 

 

Zu Nr. 6 

Redaktionelle Folgeänderung zu Nr. 4 und Anpassung an die aktu-
elle Ressortbezeichnung des Staatsministeriums der Justiz und für 
Verbraucherschutz. 

 

Zu Nr. 7 

Zu Buchst. a) 

Die Überschrift des Art. 10 ist anzupassen, da sich die Verord-
nungsermächtigungen nunmehr an verschiedene Adressaten 
(Staatsregierung; Staatsministerium des Innern im Einvernehmen 
mit dem Staatsministerium der Finanzen; Staatsministerium des 
Innern) richten. 

Zu Buchst. b) 

Nach § 74 Abs. 1 Nr. 3 PStG werden die Landesregierungen er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung ein ZEPR einzurichten und nä-
here Bestimmungen zu dessen Führung zu treffen, die nach ihrem 
Inhalt keiner bundesrechtlichen Vorschrift zugeführt werden kön-
nen oder sollen. Zudem wird gemäß § 14 Abs. 2 Satz 2 PStV die 
Zugriffsberechtigung für ein nach § 67 PStG eingerichtetes zentra-
les Personenstandsregister durch Rechtsverordnung der Landesre-
gierung geregelt. Da der Landesgesetzgeber zwar von der Mög-
lichkeit des Art. 80 Abs. 4 GG Gebrauch macht, von einer voll-
ständigen Regelung durch Landesgesetz aber absieht, bedarf es in 
Bezug auf diese personenstandsrechtlichen Vorschriften des Bun-
desrechts der Klarstellung in Art. 10 Abs. 1, für welche Rege-
lungsgegenstände die Staatsregierung zum Verordnungserlass er-
mächtigt werden soll. Diese Regelungsgegenstände werden in 
Art. 10 Abs. 1 inhaltlich hinreichend konkretisiert. Von den dorti-
gen Verordnungsermächtigungen hat lediglich die Nr. 4 (Aufsicht 
über die AKDB) einen rein landesrechtlichen Hintergrund. 

Art. 10 Abs. 1 Nr. 5 kommt dabei die Funktion einer Auffanger-
mächtigung zu, mit der die Verordnungsermächtigungen des 
Abs. 1 den Regelungsumfang der bundesgesetzlichen Ermächti-
gung des § 74 Abs. 1 Nr. 3 PStG abdecken sollen. 

Art. 10 Abs. 2 ermächtigt das Staatsministerium des Innern, im 
Einvernehmen mit dem Staatsministerium der Finanzen in Ausge-
staltung des Art. 8 Abs. 4 Satz 2 Näheres über die Erhebung eines 
Beitrags durch Rechtsverordnung zu regeln. Zu den Regelungsge-
genständen gehören insbesondere die beitragsfähigen Kosten, Ent-
stehung und Fälligkeit der Beitragsschuld, der Abrechnungsmo-
dus, Maßstab und Höhe sowie die Festsetzung des Beitrags. Das 
Erfordernis des Einvernehmens des Staatsministeriums der Finan-
zen lehnt sich an die Vorschriften des Art. 21 Abs. 1 Satz 1 und 
Art. 22 Satz 1 KG an und ist Ausdruck der besonderen Verantwor-
tung des Staatsministeriums der Finanzen für den Bereich des 
Kostenrechts.  

Zu Buchst. c) 

Redaktionelle Folgeänderung zu Buchst. b). 

 
Zu Nr. 8 

Redaktionelle Folgeänderung zu Nr. 7. 
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Zu § 2 (Änderung des BayWoBindG) 

Verlässt ein Ehegatte, der Inhaber eines Wohnberechtigungs-
scheins für den gemeinsamen Haushalt war, die bisherige gemein-
same Wohnung, so muss nach Art. 3 Abs. 7 Satz 2 Nr. 1 BayWo-
BindG der in der Wohnung verbleibende Ehegatte keinen eigenen 
Wohnberechtigungsschein vorlegen, um diese Wohnung weiter 
nutzen zu dürfen. Diese Regelung soll auf eingetragene Lebens-
partner ausgedehnt werden. 

Die Änderung dient der Anpassung an die geänderte Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichtes. Dieses hat durch Be-
schluss vom 21. Juli 2010 (Az. 1 BvR 611/07, 1 BvR 2464/07) 
entschieden, dass eine unterschiedliche Behandlung von Ehegatten 
und eingetragenen Lebenspartnern nur in solchen Fällen mit dem 
allgemeinen Gleichbehandlungsgebot des Art. 3 Abs. 1 GG zu 
vereinbaren ist, in denen besondere Gründe vorliegen, die über 
den allgemeinen Hinweis auf den Schutz der Ehe durch Art. 6 
Abs. 1 GG hinausgehen. 

Im Hinblick auf die Nutzung der gemeinsamen Wohnung von 
Ehegatten oder eingetragenen Lebenspartnern bestehen solche 
Gründe aber nicht. Die Haushaltsgemeinschaft von eingetragenen 
Lebenspartnern genießt im Wesentlichen den gleichen Schutz wie 
die von Ehegatten. Der eingetragene Lebenspartner hat wie der 
Ehegatte Mitbesitz an der gemeinsamen Wohnung, nach ganz 
überwiegender Ansicht ist auch der deliktische Schutz des räum-
lich-gegenständlichen Bereichs der Ehe auf die eingetragene Le-
benspartnerschaft zu übertragen. Ebenso wird im Trennungsfall 
über die Zuweisung der gemeinsamen Wohnung an einen Ehegat-
ten beziehungsweise einen Lebenspartner nach im Wesentlichen 
gleichen Vorschriften entschieden. 

In Fällen der Wohnungszuweisung kann durch den Verzicht auf 
einen Wohnberechtigungsschein für den in der Wohnung verblei-
benden Lebenspartner zudem ein möglicher Wertungswiderspruch 
zwischen dem Wohnungsbindungsrecht und den zivilrechtlichen 
Vorschriften vermieden werden. 

 

Zu § 3 (Inkrafttreten; Übergangsvorschrift) 

Abs. 1 regelt das Inkrafttreten. Da die elektronische Führung der 
Personenstandsregister und Sicherungsregister nach Bundesrecht 
am 1. Januar 2014 umgesetzt sein muss und darauf nach Art. 7 
Abs. 1 und 2 AGPStG das ZEPR aufbaut, steht das Vorhaben 
unter immensem Zeitdruck. Denn für eine termingerechte Lauffä-
higkeit des Systems müsste mit dem Vergabeverfahren für die 
Registersoftware spätestens Anfang 2012 begonnen werden. Für 
die Vergabe ist die normative Einführung des ZEPR zwingend 
notwendig. Aus diesem Grund muss die Änderung des AGPStG 
schnellstmöglich erfolgen. 

Die Übergangsvorschrift des Abs. 2 regelt die Frist, bis zu deren 
Ablauf die Standesämter ihre elektronischen Personenstandsregis-
ter und Sicherungsregister von der AKDB aufbauen und betreiben 
lassen müssen, um einen Anschluss an das ZEPR zu gewährleis-
ten. Die Frist deckt sich mit der Übergangsfrist für Beurkundun-
gen in Papierregister nach der bundesrechtlichen Übergangsvor-
schrift des § 75 Satz 1 PStG. Danach muss spätestens zum 
1. Januar 2014 die elektronische Führung der Personenstandsregis-
ter und Sicherungsregister verpflichtend in allen Standesämtern 
umgesetzt sein.  



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet
Staatsminister Joachim Herrmann
Abg. Reinhold Perlak
Abg. Dr. Florian Herrmann
Zweiter Vizepräsident Franz Maget
Abg. Joachim Hanisch
Abg. Christine Kamm
Abg. Jörg Rohde



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 d auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Personenstandsgesetzes 

(AGPStG) und anderer Rechtsvorschriften (Drs. 16/9604) 

- Erste Lesung -

Der Gesetzentwurf wird vonseiten der Staatsregierung begründet. Herr Staatsminister 

Herrmann, Sie haben das Wort.

Staatsminister Joachim Herrmann (Innenministerium): Herr Präsident, liebe Kolle

ginnen und Kollegen! Seit 1. Januar 2009 können in den Standesämtern in Deutsch

land elektronische Personenstandsregister eingerichtet werden. Ab 1. Januar 2014 

sind sie in ganz Deutschland zwingend vorgeschrieben.

Auch die rund 1.300 Träger der bayerischen Standesämter müssen aufgrund der bun

desrechtlichen Vorgabe elektronische Personenstands- und -sicherungsregister bei 

sich einrichten oder bei einem geeigneten IT-Dienstleister im Wege der Auftragsdaten

verarbeitung führen lassen.

§ 67 des Personenstandsgesetzes des Bundes ermächtigt die Länder, sogenannte 

zentrale elektronische Personenstandsregister einzurichten. Die Einführung eines sol

chen zentralen Personenstandsregisters ist aus unserer Sicht fachlich wünschenswert. 

Ein solches zentrales Register ermöglicht es allen angeschlossenen Standesämtern, 

auch die Registereinträge der jeweils anderen angeschlossenen Standesämter zu be

nutzen.Das ist bürgerfreundlich und bürgernah. Denn die Bürger können dann bayern

weit bei den Standesämtern aus Personenstandseinträgen Auskünfte oder Personen

standsurkunden erhalten. Das heißt, die Bürger müssen nicht mehr immer zu dem 

Standesamt kommen, das den Personenstandsfall irgendwann einmal beurkundet hat, 

sondern sie können bei jedem Standesamt, gerade auch bei dem, das ihrem Wohnsitz 

am nächsten gelegen ist, diese Auskünfte und Bescheinigungen erhalten.
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Das zentrale Personenstandsregister ist wohlgemerkt kein eigenes Personenstandsre

gister. Es ist kein neuer, zusätzlicher Datenbestand, sondern es ist ein automatisiertes 

Abrufverfahren. Es dient allein dazu, den bayerischen Standesämtern zu ermöglichen, 

die in den jeweiligen elektronischen Personenstandsregistern vorhandenen Einträge 

gegenseitig zu benutzen. Die Beurkundungen selbst und die Fortführung der Register

einträge sind wie bei völlig dezentralen Lösungen allein dem registerführenden Stan

desamt vorbehalten.

Ich glaube, dass angesichts dessen, wie sich heute insgesamt das Personenstands

wesen in Bayern und wie sich die Situation in den Kommunen und in den Standesäm

ter letztendlich technisch darstellt, die nun vorgeschlagene Lösung mit der Anstalt für 

Kommunale Datenverarbeitung in Bayern - AKDB - für diese konkrete Frage in dieser 

konkreten Lage tatsächlich die mit Abstand beste Lösung ist.

(Allgemeine Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Die AKDB ist ein erfahrener Dienstleister der Kommunen, der sich als Anbieter einer 

Gesamtlösung für ein zentrales Personenstandsregister versteht. An die elektronische 

Registerführung sind hohe Sicherheitsanforderungen geknüpft, die sich am besten 

zentral in einem professionellen Rechenzentrum sicherstellen lassen.

Mit der vorgesehenen Ausgestaltung der Einrichtungen und des Betriebs des zentra

len Personenstandsregisters wird auch den datenschutzrechtlichen Anforderungen 

Rechnung getragen. Das ist ganz wichtig.

Die Gesamtkosten der vorgeschlagenen Lösung belaufen sich in einer Zehnjahresbe

trachtung auf rund 10 Millionen Euro. Das sind jährlich circa 1 Million Euro. Dabei wer

den für die gesamte anfängliche Investition einmalig circa 2,3 bis 2,5 Millionen Euro 

veranschlagt. Auf den laufenden Betrieb entfallen jährlich 0,7 Millionen Euro.

Grundsätzlich sollen diese Kosten von den Kommunen durch Beiträge an die AKDB 

finanziert werden. Dabei ist zu bedenken, dass das zentrale elektronische Personen
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standsregister mit seiner gebündelten Auftragsdatenverarbeitung an zentraler Stelle 

für die Kommunen kostengünstiger als dezentrale Strukturen ist.

Das heißt, die Kommunen werden mit diesem zentralen Register nicht belastet, son

dern durch die Einrichtung dieses zentralen Registers werden die Kommunen in der 

Gesamtheit wohlgemerkt kostengünstiger fahren, also billiger arbeiten können, als 

wenn wir das nicht einrichten würden. Unbeschadet dessen wird sich der Freistaat 

Bayern aufgrund der besonderen Bedeutung des Vorhabens für die Fortentwicklung 

des eGovernments in Bayern freiwillig am Aufbau des Zentralen Registers finanziell 

beteiligen. Der bürgerfreundliche Gedanke von eGovernment, dass nicht die Bürger, 

sondern die Daten laufen sollen, rechtfertigt eine einmalige Mitfinanzierung, die die 

Hälfte der Entwicklungskosten umfassen soll. Für den Fall, dass diese mehr als 2 Milli

onen Euro betragen, ist die Höhe des Zuschusses aber auf 1 Million Euro begrenzt. 

Mir ist wichtig, meine Damen und Herren, was in den Anhörungen deutlich wurde: So

wohl der Bayerische Gemeindetag wie der Bayerische Landkreistag haben keine Ein

wände, keine Änderungs- oder Ergänzungswünsche und auch der Bayerische Städte

tag stimmt dem Gesetzentwurf in der jetzt vorliegenden Fassung ohne irgendwelchen 

Vorbehalt zu.

Damit können wir, wenn wir nun zügig beraten, das Gesetz zum 1. Januar 2012 in 

Kraft treten lassen. Das ist die Voraussetzung dafür, dass die AKDB zu Beginn nächs

ten Jahres mit belastbaren rechtlichen Vorgaben nach Maßgabe des Vergaberechts 

die notwendigen Komponenten beschaffen kann. Insofern bitte ich Sie, liebe Kollegin

nen und Kollegen, um eine zügige Beratung und Unterstützung dieses Gesetzesvor

habens.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Herr Staatsminister. Ich eröff

ne die Aussprache. Als erster Redner hat Kollege Reinhold Perlak das Wort. Bitte 

sehr, Herr Kollege.

Protokollauszug
83. Plenum, 27.09.2011 Bayerischer Landtag - 16. Wahlperiode 3 

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000162.html


Reinhold Perlak (SPD): (Vom Redner nicht autorisiert) Sehr geehrter Herr Präsident, 

verehrte Kolleginnen und Kollegen, sehr geehrter Herr Staatsminister, meine Damen 

und Herren! Ab dem 1. Januar 2014 legt die Regelung im Personenstandsgesetz des 

Bundes fest, dass die Personenstandsbücher in den bayerischen Standesämtern der 

Kommunen in elektronischer Form zu führen sind. Das sogenannte zentrale elektroni

sche Personenstandsregister ermöglicht somit den Standesämtern, über ein automati

siertes Abrufverfahren alle vorhandenen Einträge gegenseitig auszutauschen und zu 

nutzen.

Wir schließen uns durchaus Ihrer Feststellung an, sehr verehrter Herr Staatsminister, 

dass damit eine Verbesserung des Bürgerservices erreicht wird. Ebenso verbessern 

sich Wirtschaftlichkeit und Qualität der Verwaltungsarbeit.

Nach eingeholter Auskunft soll die im Gesetzentwurf enthaltene Feststellung, dass alle 

grundlegenden datenschutzrechtlichen Anforderungen erfüllt sind, zutreffen. Darauf 

vertrauen wir aus heutiger Sicht zunächst.

Ergänzende Verbesserungsanpassungen ergeben sich zudem im Gesetz zur Ausfüh

rung des Personenstandsgesetzes sowie auch im Bayerischen Wohnungsbindungs

gesetz und ebenso in der Behandlung des Themas Gleichbehandlung von Ehegatten 

und eingetragenen Lebenspartnerschaften.

Der Bayerische Ministerrat hatte ursprünglich beschlossen, dass die entstehenden 

Kosten für die Einführung allein von den Kommunen zu tragen wären. Der Bayerische 

Städtetag ist jedoch davon ausgegangen, dass der Freistaat die gesamten Investiti

onskosten der Kommunen übernehmen werde. Erst nach vielen weiteren zähen Ver

handlungen, übrigens infolge anfänglicher Ablehnung durch die FDP, wurde der Vor

schlag unterbreitet, bis zu 1 Million aus eGovernment-Mitteln bereitzustellen, 

allerdings nur für die Entwicklungskosten, nicht aber für den Echtbetrieb.
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Davor hatte der Haushaltsplan 2011/2012 mit 421.600 Euro nach einer dann geringfü

gig unternommenen Anhebung um 3.000 Euro lediglich einen Ansatz von 426.000 Eu

ro vorgesehen.

Das war für uns Anlass, einen Änderungsantrag zu stellen mit der Maßgabe - übrigens 

wie in einigen anderen Bundesländern schon beschlossen -, die damals angenomme

nen Einrichtungskosten von 3 Millionen Euro zusammen mit einem Betriebskostenan

satz von 700.000 Euro zu berücksichtigen. Demnach hätten im Zeitraum von 10 Jah

ren die aufgelaufenen Gesamtkosten 10 Millionen Euro betragen, wovon auf die 

Kommunen 7 Millionen Euro und auf den Freistaat 3 Millionen Euro entfallen sollten.

Bei zentraler Datenverarbeitung im AKDB-Rechenzentrum sollte sich laut einer unter

nommenen Machbarkeitsstudie der Aufwand allerdings auf Null reduzieren. Konnexi

tätsrechtliche Ansprüche sollten sich deshalb nicht einstellen, so im Gesetzentwurf.

Somit würden weder den Kommunen noch den Bürgern noch der Wirtschaft zusätzli

che Kosten entstehen. Dementgegen, verehrter Herr Staatsminister, befürchten wir, 

wie übrigens auch der Vorstand des Städtetages, dass in der Realität eine Finanzie

rungslücke entsteht, trotz der von Ihnen zitierten Einwilligung des Städtetages, der wir 

übrigens auch folgen wollen.

Für unsere Zustimmung in der weiteren Behandlung des Gesetzentwurfs der Staatsre

gierung wollen wir uns deshalb vorbehalten, dass bei entstehenden Finanzierungslü

cken anhand einer dann zu unternehmenden Evaluierung entsprechende Nachbesse

rungen erfolgen. Dies könnte beispielsweise auch über eine entsprechende Erhöhung 

beim Finanzausgleich nach Artikel 7 FAG erfolgen.

Diesbezüglich erwarten wir also eine entsprechende Ergänzung im Gesetzentwurf. 

Denn wir sind der Meinung, dass unsere Kommunen erwarten dürfen, und zwar zu 

Recht, dass die Beachtung des Konnexitätsprinzips tatsächlich erfolgt.

(Beifall bei der SPD)
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Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Vielen Dank, Herr Kollege Perlak. Nächster 

Redner ist Herr Dr. Herrmann für die CSU-Fraktion. Ihm folgt Kollege Hanisch.

Dr. Florian Herrmann (CSU): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 

sage einmal: Es gibt spannendere Themen. Aber auch dieses Thema müssen wir ord

nungsgemäß bearbeiten; denn es kommt zwar still daher, ist aber ein gewaltiger Fort

schritt in Richtung eGovernment und Bürgerfreundlichkeit der Verwaltung. Ich begrüße 

es daher, dass die Staatsregierung den Gesetzentwurf zur Einführung eines zentralen 

elektronischen Personenstandsregisters jetzt, also bereits weit vor Ablauf der Über

gangsfrist zum 01.01.2014, vorgelegt hat. Wie gesagt, es ist ein wichtiger Schritt im 

Zusammenhang mit der Realisierung von eGovernment, der weniger Papier, unkom

plizierte Verfahren und Nutzung der vorhandenen Daten durch gegenseitige Abfrage 

der Daten durch die bayerischen Standesämter bedeutet und damit mehr Bürger

freundlichkeit bringt. Denn durch automatisierte Online-Abfragen gibt es kürzere War

tezeiten, weniger aufwendige Abfragen, keinen Verweis mehr, dass man am falschen 

Standesamt nachgefragt hat und Ähnliches. Angesichts der gesteigerten Mobilität der 

Bürgerinnen und Bürger und des Grundsatzes, den Herr Staatsminister schon ge

nannt hat, die Daten sollen gehen, nicht die Bürger, ist das ein richtiger und wichtiger 

Schritt.

Herauszustellen ist - Kollege Perlak hat sozusagen die Vorgeschichte ausgeführt -, 

dass dem Gesetzentwurf die Zustimmung der kommunalen Spitzenverbände zugrun

de liegt. Das wird die Diskussion des Gesetzentwurfs in den Ausschüssen sicherlich 

beschleunigen. Es ist aber ebenso erfreulich, weil insbesondere die Kostenfrage ge

löst wurde. Der Freistaat wird sich an den Kosten bei der AKDB von über zwei Millio

nen Euro mit über einer Million Euro beteiligen. Dabei ist daran zu erinnern, dass es 

sich um die Umsetzung einer bundesrechtlichen Thematik handelt,

(Jörg Rohde (FDP): Genau!)
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die ausschließlich die Kommunen betrifft. Das darf man nicht vergessen. Die Nutznie

ßer sind die Kommunen. Die grundsätzliche Finanzierung durch die Kommunen ist 

deshalb gerechtfertigt. Gleichwohl ist auch ein Zuschuss des Freistaates Bayern ge

rechtfertigt, weil das Projekt zur Umsetzung des eGovernment in Bayern beiträgt und 

damit die Modernisierung der Verwaltung in Bayern vorantreibt.

Man muss herausstellen, dass der Freistaat in der Lage und willens ist, die Kommu

nen zu unterstützen. Bezüglich der laufenden Kosten gehe ich davon aus, dass diese 

von den Kommunen zu tragen sind. Die Einzelheiten werden wir sicherlich im Aus

schuss beraten.

Der letzte zentrale Punkt ist, dass die wichtigen Fragen des Datenschutzes durch das 

Gesetz und die entsprechenden Regelungen berücksichtigt sind. Es wird zwar keine 

völlig neue Dateninfrastruktur geschaffen, es wird kein eigenes zentrales Register ge

schaffen, sondern ein automatisiertes Abrufverfahren. Trotzdem oder vielleicht gerade 

deshalb sind Datenschutzfragen zu beachten, beispielsweise besondere Zugriffs- und 

Nutzungsbeschränkungen, damit nicht Unbefugte, sondern nur die zuständigen Bear

beiter Abfragen vornehmen können, insbesondere die Protokollierungsmöglichkeiten, 

um nachvollziehen zu können, wer wann welche Daten abgefragt hat. Dazu gehört 

auch die Festlegung datenschutzrechtlicher Verantwortlichkeiten unter der Fachauf

sicht des Innenministeriums.

Die Einzelheiten können wir im Ausschuss diskutieren. Grundsätzlich besteht aber 

Einverständnis mit dem Gesetzentwurf. Er geht so in Ordnung. Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Zweiter Vizepräsident Franz Maget: Vielen Dank. Nächster Redner ist Herr Hanisch. 

Frau Kamm folgt dann. - Bitte schön, Herr Kollege Hanisch.

Joachim Hanisch (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen 

und Herren! Ganz so unspannend, wie es vom Vorredner gesagt wurde, finde ich das 
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Gesetz nicht. Seitdem Personenstandsregister geführt werden, bietet es erstmals die 

Möglichkeit, dass ein Bürger, der beispielsweise in Hannover geboren ist, bei dem 

Standesamt, in dessen Zuständigkeit er wohnt, beispielsweise eine Geburtsurkunde 

erhalten kann oder eine Heiratsurkunde, obwohl er in Regensburg geheiratet hat. All 

das kann er in Zukunft an jedem Standesamt bekommen. Ich glaube, das ist eine tolle 

Neuerung, die viele Vorteile bietet.

Problematisch ist dabei, dass den Kommunen damit einiges übergestülpt wird. Herr 

Kollege Herrmann, vorhin hat es geheißen, Nutznießer seien die Kommunen, darum 

müssten auch sie es bezahlen. In der Bayerischen Verfassung ist aber das Konnexi

tätsprinzip verankert: Wer das einführt, wer das will, wer das den Kommunen aufbür

det, der hat auch dafür zu sorgen, dass sich die Kosten decken. Vom Ministerium wer

den zwar die Einsparmöglichkeiten für die Kommunen gegengerechnet. Das ist 

vollkommen richtig. Allerdings bezweifeln auch die kommunalen Spitzenverbände, 

dass die Einsparungen die Kosten decken. Insofern begrüße ich die Anregung der 

SPD, nach zwei Jahren zu überprüfen. Ich meine, wir müssen aber schon vorher rea

gieren.

Im Gesetzentwurf steht erneut, Konnexitätsansprüche würden nicht begründet. Diese 

Formulierung hat mir schon bei einem anderen Gesetzentwurf vor Kurzem wenig ge

fallen. Ich meine, wir müssen sie auch hierin nicht aufnehmen; denn die Konnexität 

von vornherein auszuschließen, geht zu weit. Man kann sagen, Konnexitätsansprüche 

werden nach zwei Jahren überprüft. Dann sieht man, was dabei herauskommt. Dann 

kann man die Kosten übernehmen, oder es bleibt dabei, wie es vorgesehen ist.

Die kommunalen Spitzenverbände sehen das bei Weitem nicht so, wie es hier darge

stellt wurde. Ich habe heute noch einmal dort angerufen. Der Bayerische Gemeinde

tag vertritt die Auffassung, dass die Investitionskosten vom Staat übernommen wer

den sollten. Es geht nicht um viel Geld, um zwei Millionen Euro. Das ist ein Betrag, bei 

dem man immerhin überlegen sollte, ob man diese Kosten nicht übernehmen könnte. 

Der Städtetag ist etwas vorsichtiger; er sagt, wir hätten das auch gern, aber wir könn
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ten mit der jetzigen Regelung ebenso leben. - Meine Damen und Herren, die Frage 

liegt also bei der Finanzierung.

Am Gesetz selbst wollen wir gar nicht rütteln. Allerdings sind ein paar Aspekte dabei, 

die man überdenken könnte. Vom Staat wird die AKDB als Betreiber ausgesucht. Es 

gibt sicherlich wichtige Gründe dafür. Allerdings hat eine Kommune keine Entschei

dungsmöglichkeit, welchen EDV-Betrieb sie beauftragen möchte. Die Kosten sind 

schon vorab in einem Vertrag zwischen dem Freistaat Bayern und der AKDB festge

legt, obwohl die Kommunen diese Kosten tragen müssen. Damit können wir leben, 

das ist nicht das große Problem. Wir meinen, man sollte hier das Konnexitätsprinzip 

anwenden. Dann ist das gegenüber den Kommunen eine saubere und vertretbare Re

gelung. Es geht nicht um allzu viel Geld. Insofern ist das wohl leicht zu realisieren. Vie

len Dank.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Zweiter Vizepräsident Franz Maget: Vielen Dank, Herr Kollege. Nächste Rednerin ist 

Frau Kamm. Zum Abschluss folgt Herr Kollege Rohde. - Frau Kamm, auch für Sie sind 

maximal fünf Minuten Redezeit reserviert.

Christine Kamm (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Mit diesem Gesetzentwurf zur Ausführung des Personenstandsregisters 

soll ein elektronisches Personenstandsregister in Bayern eingeführt werden. Es bringt 

gewisse Vorteile für die Bürgerinnen und Bürger; sie sparen sich Porto und Reisewe

ge, wenn sie Daten eines anderen Standesamtes benötigen, vorausgesetzt, es liegt 

ebenfalls in Bayern.

Dieses Gesetz folgt der Vorgabe eines Bundesgesetzes aus dem Jahr 2007, das seit 

Anfang 2009 gilt. Das Bundesgesetz führt dazu, dass dieses bayerische Gesetz nicht 

konnexitätsrelevant ist, obwohl es in den nächsten zehn Jahren den bayerischen 

Kommunen zehn Millionen Euro verursachen wird, denen wohl nicht Einsparungen in 
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derselben Höhe gegenüberstehen werden. Ich meine, wir brauchen ein Konnexitäts

prinzip auch für Gesetze auf Bundesebene.

(Jörg Rohde (FDP): Bravo!)

Das ist aber nicht das Einzige, was ich dazu sagen möchte. Es wird nicht nur das 

elektronische Personenstandsregister eingeführt, sondern die Staatsregierung möchte 

mit diesem Gesetz auch von ihrer Ermächtigung Gebrauch machen, zentrale Länder

register zu schaffen. Es wird also wieder eine zentrale Datei geschaffen. Im Jahr 2007 

hat das immerhin dazu geführt, dass nicht nur die GRÜNEN, sondern auch die FDP 

auf Bundesebene dieses Bundesgesetz abgelehnt haben.

Wir wollen dieses Gesetz, das uns heute hier vorliegt, beurteilen. Aus Sicht des Da

tenschutzes ist es sicherlich positiv, dass die Datenzugriffe protokolliert werden und 

die Daten lediglich bei den Kommunen und der AKDB liegen und nicht bei irgendwel

chen privaten Dienstleistern. Das sind positive Aspekte.

Höchst bedenklich ist jedoch, dass diese Datei eine Zentraldatei ist und die Staatsre

gierung per Verordnung den Kreis der bei dieser Zentraldatei Zugriffsberechtigten re

geln will. Per Verordnung will die Staatsregierung regeln, wer auf diese Datei zugrei

fen darf. Auch sonstige Einzelheiten zur Führung dieses Registers will sie durch 

Verordnung regeln. Wir meinen jedoch, dass der Kreis der Zugriffsberechtigten aus 

Gründen des Datenschutzes durch Gesetz und transparent für alle geregelt werden 

muss und nicht durch eine Verordnung.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Franz Maget: Herr Kollege Rohde, Sie sind der Nächste.

Jörg Rohde (FDP): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich bin auch mit 

dem Gedanken in die Debatte gegangen, dass es sich bei diesem Gesetz um eine 

bürgernahe und positive Regelung handelt. Die Bürger haben klare Vorteile, der Da

tenschutz ist gewährleistet, deshalb müssten wir eigentlich gar nicht so lange darüber 
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debattieren. Die Reden der Oppositionsvertreter haben aber gezeigt, dass man den 

einen oder anderen Punkt beleuchten kann.

Wir sind uns darin einig, dass die Führung des Personenstandsregisters eine vom 

Bund übertragene Aufgabe ist. Auch wir halten es für notwendig, dass die Konnexität 

auf Bundesebene geregelt werden muss. Die FDP-Fraktion war meines Wissens die 

einzige Fraktion im Bundestag, die das gefordert hat. Deswegen begrüße ich auch die 

Vorschläge meiner Vorrednerin, die für die GRÜNEN auf diesem Gebiet Bewegung 

gefordert hat.

Wir sind nach den Vorgaben des Bundes als Land keineswegs verpflichtet, dieses 

Projekt voranzubringen. Wir müssen es nur regeln. Wir regeln es besonders effizient. 

Herr Kollege Hanisch und Frau Kollegin Stamm sind auf die zentrale Datei und die 

einheitliche Lösung eingegangen. Damit nehmen wir den Kommunen die Entschei

dung darüber, welches System sie wählen. Der Vorteil dieser Lösung liegt aber darin - 

das sage ich Ihnen als Informatiker -, dass Sie sich sämtliche Schnittstellen ersparen. 

Wenn Sie bei rund 2.000 Gemeinden in Bayern zehn oder vielleicht noch mehr Syste

me hätten, hätten Sie zwischen den einzelnen Systemen gewaltige Schnittstellenpro

bleme. Deshalb ist die zentrale Lösung sicherlich der richtige Weg. Deswegen ist das 

über die AKDB voranzubringende Projekt sicher eine gute Lösung, solange der Daten

schutz gewährleistet ist. Darüber, ob die Zugriffsberechtigung durch Verordnung oder 

Gesetz geregelt werden soll, kann man in den Ausschussberatungen noch reden. Ich 

glaube auch, dass wir mit den Einsparungen die Kosten für dieses Projekt durchaus 

wieder hereinholen. In der Gesetzesvorlage werden zwei Zahlen genannt. 4,5 Millio

nen Euro werden sicher eingespart. Auf zehn Jahre können zehn Millionen gespart 

werden, wenn alle Möglichkeiten des zentralen Registers genutzt werden. Damit 

würde das Projekt für die Kommunen Null auf Null ausgehen. Das kann man anzwei

feln.

Herr Perlak hat eine Evaluierung ins Gespräch gebracht. Dieser Überlegung kann 

man im Ausschuss sicher nähertreten. Andererseits geht es um eine Million Euro pro 
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Jahr. Deshalb sollten wir schon darüber nachdenken, wie viel Bürokratie wir schaffen. 

Zwei Jahre sind für eine Evaluierung möglicherweise auch zu kurz. Zuerst brauchen 

sie eine Einführungsphase mit Schulungsmaßnahmen. Da läuft das Projekt noch nicht 

so effizient. Dann wird immer wieder zurückgefragt werden, sodass die ersten zwei 

Jahre noch nicht so repräsentativ sind wie die nächsten zwei Jahre. Deshalb sollte 

man über einen anderen Zeitraum als zwei Jahre nachdenken. Interessant wäre 

zudem, ob auch ein anderes Ergebnis herauskommen könnte, ob sich herausstellen 

sollte, dass das System außerordentlich genial ist und die Kommunen dadurch so viel 

Geld einsparen, dass die eine Million, die der Freistaat Bayern zuschießt, auch von 

den Kommunen getragen werden kann. Auch darüber wäre zu debattieren.

Wir wissen, dass wir auf dem richtigen Weg sind, und deswegen würde ich auf die 

Evaluierung verzichten. Wenn uns die kommunalen Spitzenverbände signalisieren, 

dass es schon passt, wie der Franke sagen würde, wenn sie mit der einen Million zu

frieden sind, sollten wir den Weg gemeinsam gehen. Wir wissen, dass dabei für die 

Bürger etwas herauskommt. Wir haben damit wahrscheinlich die effizienteste Lösung. 

Im Übrigen ist uns diese Aufgabe vom Bund ohnehin übertragen.

Damit komme ich zum Schluss. Wir sollten in der Beratung ein paar Details beleuch

ten. Ich bin zuversichtlich, dass wir am Ende dieses Gesetz gemeinsam, vielleicht 

sogar einstimmig verabschieden, um dem elektronischen Personenstandsregister in 

Bayern für die Zukunft den Weg zu ebnen.

(Beifall der FDP und Abgeordneten der CSU)

Zweiter Vizepräsident Franz Maget: Die Aussprache ist damit geschlossen. Ich 

schlage vor, den Gesetzentwurf dem Ausschuss für Kommunale Fragen und Innere 

Sicherheit als federführendem Ausschuss zu überweisen. Besteht damit Einverständ

nis? - Das ist der Fall. Dann ist es auch so beschlossen.
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 
des Ausschusses für Kommunale Fragen und Innere 
Sicherheit 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 
Drs. 16/9604 

zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Perso-
nenstandsgesetzes (AGPStG) und anderer Rechtsvor-
schriften 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t i m m u n g

Berichterstatter: Dr. Florian Herrmann 
Mitberichterstatter: Reinhold Perlak 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuss für 
Kommunale Fragen und Innere Sicherheit feder-
führend zugewiesen. Der Ausschuss für Staats-
haushalt und Finanzfragen hat den Gesetzentwurf 
mitberaten. 
Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlaments-
fragen und Verbraucherschutz hat den Gesetzent-
wurf endberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzent-
wurf in seiner 56. Sitzung am 26. Oktober 2011 be-
raten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FDP: Zustimmung 
Z u s t i m m u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen 
hat den Gesetzentwurf in seiner 142. Sitzung am 
30. November 2011 mitberaten und mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FDP: Zustimmung 
Z u s t i m m u n g  empfohlen. 

4. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlaments-
fragen und Verbraucherschutz hat den Gesetzent-
wurf in seiner 66. Sitzung am 8. Dezember 2011 
endberaten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FDP: Zustimmung 
Z u s t i m m u n g  empfohlen mit der Maßgabe, dass 
in § 3 Abs. 1 als Datum des Inkrafttretens der 
„1. Januar 2012“ eingefügt wird. 

Joachim Hanisch 
Vorsitzender 
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Beschluss 
des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung 
beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 16/9604, 16/10642 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung des 
Personenstandsgesetzes und anderer Rechtsvorschrif-
ten1)

§ 1 

Änderung des Gesetzes  
zur Ausführung des Personenstandsgesetzes 

Das Gesetz zur Ausführung des Personenstandsgesetzes 
(AGPStG) vom 8. Juli 2008 (GVBl S. 344, BayRS 211-1-I) 
wird wie folgt geändert: 

1. Art. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 2 Satz 3 wird neuer Abs. 3; Halbsatz 1 wird 
wie folgt geändert: 

aa) Nach dem Wort „Eheschließungen“ werden 
die Worte „und Begründungen von Lebens-
partnerschaften“ eingefügt. 

bb) Nach dem Wort „Übertragung“ werden die 
Worte „nach Abs. 1 oder 2“ eingefügt. 

b) Die bisherigen Abs. 3 und 4 werden Abs. 4 und 5. 

2. Art. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neuer Abs. 2 eingefügt: 

„(2) Für die Befugnis des zum Standesbeamten be-
stellten Bürgermeisters gilt Art. 2 Abs. 3 entspre-
chend.“ 

b) Die bisherigen Abs. 2 bis 4 werden Abs. 3 bis 5. 

3. In Art. 4 Abs. 2 Satz 2 werden nach dem Wort „Ehe-
schließungen“ die Worte „und Begründungen von Le-
benspartnerschaften“ eingefügt. 

                                                           
1) Das Gesetz beruht in Teilen auf § 74 Abs. 1 Nr. 3 des Perso-

nenstandsgesetzes vom 19. Februar 2007 (BGBl I S. 122), zu-
letzt geändert durch Art. 4 des Gesetzes vom 22. Dezember 
2010 (BGBl I S. 2255). 

4. Es werden folgender neuer Art. 7 und folgende Art. 7a 
bis 7c eingefügt:  

„Art. 7 
Einrichtung eines zentralen elektronischen  

Personenstandsregisters im Sinn des § 67 PStG 

(1) 1Zur gegenseitigen Benutzung der Personenstands-
register der angeschlossenen Standesämter nach § 67 
Abs. 3 PStG wird ein automatisiertes Abrufverfahren 
zentral eingerichtet, das von der Anstalt für Kommuna-
le Datenverarbeitung in Bayern aufgebaut und betrie-
ben wird. 2Art. 1 Abs. 1 bleibt unberührt. 

(2) 1Die Rechtsträger der Standesämter sind verpflich-
tet, ihre elektronischen Personenstandsregister und Si-
cherungsregister von der Anstalt für Kommunale Da-
tenverarbeitung in Bayern zentral aufbauen und betrei-
ben zu lassen. 2Die Personenstandsregister der Standes-
ämter dürfen für Zwecke nach Abs. 1 Satz 1 verwendet 
werden. 

(3) Für die Verfahren nach Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 
Satz 1 erfolgt die datenschutzrechtliche Freigabe durch 
das Staatsministerium des Innern; das Verfahrensver-
zeichnis führt der behördliche Datenschutzbeauftragte 
der Anstalt für Kommunale Datenverarbeitung in Bay-
ern. 

(4) Auf die Verfahren nach Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 
Satz 1 sind Art. 10 bis 13 des Bayerischen Daten-
schutzgesetzes (BayDSG) nicht anzuwenden. 

Art. 7a 
Allgemeine Anforderungen an den Betrieb, Aufsicht 

(1) Die Anstalt für Kommunale Datenverarbeitung in 
Bayern hat die technischen und organisatorischen Maß-
nahmen zur Gewährleistung des Datenschutzes zu tref-
fen und die Einhaltung der personenstandsrechtlichen 
Anforderungen an den Betrieb elektronischer Personen-
standsregister und Sicherungsregister sicherzustellen. 

(2) 1Die Anstalt für Kommunale Datenverarbeitung in 
Bayern hat durch technische und organisatorische Maß-
nahmen zu gewährleisten, dass nur berechtigte Perso-
nen im Rahmen ihrer Berechtigung auf die Personen-
standsregister und Sicherungsregister ihrer Standesäm-
ter sowie auf das zentrale elektronische Personenstands-
register zugreifen können. 2Vor einem Zugriff hat die 
zugreifende Person ihre Berechtigung gegenüber der 
Anstalt für Kommunale Datenverarbeitung in Bayern 
durch elektronische Authentifizierung nachzuweisen. 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - 
Dokumente abrufbar. Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 



Seite 2 Bayerischer Landtag 16. Wahlperiode Drucksache  16/10709 

(3) 1Die Anstalt für Kommunale Datenverarbeitung in 
Bayern hat sicherzustellen, dass Zugriffe auf die Perso-
nenstandsregister und Sicherungsregister sowie auf das 
zentrale elektronische Personenstandsregister protokol-
liert werden. 2Die Protokolle dürfen nur für die Kon-
trolle der Zulässigkeit der Zugriffe oder zur Sicherung 
der ordnungsgemäßen Datenverarbeitung verwendet 
werden. 3Sie sind durch geeignete Vorkehrungen gegen 
zweckfremde Verwendung und sonstigen Missbrauch 
zu schützen und nach vier Jahren nach Ablauf des Ka-
lenderjahres zu vernichten, in dem der Zugriff erfolgt 
ist. 4Aus den Protokollen sind im Rahmen der Zweck-
bindung nach Satz 2 von der Anstalt für Kommunale 
Datenverarbeitung in Bayern regelmäßig Stichproben 
zu ziehen. 5Diese sind auch von den Aufsichtsbehörden 
der abrufenden Standesämter zu überprüfen. 

(4) 1Soweit die Anstalt für Kommunale Datenverarbei-
tung in Bayern Aufgaben nach diesem Gesetz oder ei-
ner auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsver-
ordnung wahrnimmt, unterliegt sie der Fachaufsicht der 
in Art. 4 Abs. 1 Nrn. 2 und 3 genannten Aufsichtsbe-
hörden. 2Die Anstalt für Kommunale Datenverarbei-
tung in Bayern hat diesen Aufsichtsbehörden die Kon-
trolle der Einhaltung der Bestimmungen dieses Geset-
zes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen zu ermöglichen. 

Art. 7b 
Gegenseitige Benutzung  

der Personenstandsregister nach Art. 7 Abs. 1 Satz 1 

(1) Auf Registereinträge eines anderen Standesamts 
darf nur lesend zugegriffen werden. 

(2) Solange ein Sperrvermerk nach § 64 PStG in einem 
Registereintrag eingetragen ist, unterliegt dieser ge-
sperrte Registereintrag nicht der gegenseitigen Benut-
zung. 

(3) 1Für den Zugriff eines anderen Standesamts sind 
nur die in Anlage 1 zur Personenstandsverordnung 
(PStV) aufgeführten Suchfelder zulässig. 2Eine Über-
mittlung von Einzelangaben ist nur zulässig, wenn die 
Suchfelder so ausgefüllt sind, dass höchstens 20 Perso-
nen betroffen sind. 

(4) Die Anstalt für Kommunale Datenverarbeitung in 
Bayern ist speichernde Stelle nach Art. 4 Abs. 9 Bay-
DSG für das Verfahren nach Art. 7 Abs. 1 Satz 1. 

Art. 7c 
Führung der elektronischen Personenstands- 

register und Sicherungsregister nach Art. 7 Abs. 2 

(1) 1Die Anstalt für Kommunale Datenverarbeitung in 
Bayern betreibt die elektronischen Personenstandsre-
gister und Sicherungsregister im Auftrag der Rechtsträ-
ger der Standesämter. 2Das Staatsministerium des In-
nern nimmt gegenüber der Anstalt für Kommunale Da-
tenverarbeitung in Bayern die Rechte und Pflichten 
nach Art. 6 Abs. 2 Sätze 2 und 3 BayDSG wahr. 

(2) Die Standesämter haben den Aufsichtsbehörden 
nach Art. 4 Abs. 1 Nr. 1 zur Wahrnehmung ihrer Auf-
sichtsfunktion Einsichtnahme in die gespeicherten Da-
ten zu gewähren. 

5. Der bisherige Art. 7 wird Art. 8; es wird folgender 
Abs. 4 angefügt: 

„(4) 1Die Kosten für den Aufbau und den Betrieb des 
zentralen elektronischen Personenstandsregisters sowie 
der elektronischen Personenstandsregister und Siche-
rungsregister nach Art. 7 Abs. 1 und 2 trägt die Anstalt 
für Kommunale Datenverarbeitung in Bayern. 2Sie er-
hebt auf Grund einer Rechtsverordnung nach Art. 10 
Abs. 2 zur Deckung ihrer anderweitig nicht gedeckten 
Kosten nach Satz 1 von den Rechtsträgern der Standes-
ämter einen Beitrag.“ 

6. Der bisherige Art. 8 wird Art. 9; nach dem Wort „Jus-
tiz“ werden die Worte „und für Verbraucherschutz“ 
eingefügt.  

7. Der bisherige Art. 9 wird Art. 10 und wie folgt geän-
dert:  

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Verordnungsermächtigungen“ 

b) Es werden folgender neuer Abs. 1 und folgender 
Abs. 2 eingefügt:  

„(1) Die Staatsregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung zu regeln: 
1. die technischen und organisatorischen Anfor-

derungen an den Aufbau und den Betrieb des 
zentralen elektronischen Personenstandsregis-
ters sowie der elektronischen Personenstands-
register und Sicherungsregister der Standesäm-
ter, für den Zugriff auf diese Register und für 
die Übermittlung von Daten zwischen diesen 
Registern und den angeschlossenen Standes-
ämtern, 

2. die Berechtigungen für den Zugriff auf das 
zentrale elektronische Personenstandsregister 
nach § 14 Abs. 2 Satz 2 PStV, 

3. nähere Bestimmungen zur Ausgestaltung der 
Protokollierung sowie zur Auswertung der 
Protokolle, 

4. die Aufsicht über die Anstalt für Kommunale 
Datenverarbeitung in Bayern nach Art. 7a 
Abs. 4 und 

5. sonstige Einzelheiten zur Führung des zentra-
len elektronischen Personenstandsregisters 
nach § 74 Abs. 1 Nr. 3 PStG. 

(2) Das Staatsministerium des Innern wird ermäch-
tigt, im Einvernehmen mit dem Staatsministerium 
der Finanzen durch Rechtsverordnung Näheres zur 
Erhebung des Beitrags nach Art. 8 Abs. 4 Satz 2 zu 
regeln.“ 

c) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 3. 
8. Der bisherige Art. 10 wird Art. 11. 
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§ 2 

Änderung des Bayerischen Wohnungsbindungsgesetzes 

In Art. 3 Abs. 7 Satz 2 Nr. 1 des Gesetzes zur Sicherung der 
Zweckbestimmung von Sozialwohnungen in Bayern (Baye-
risches Wohnungsbindungsgesetz – BayWoBindG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23. Juli 2007 (GVBl 
S. 562, ber. S. 781, 2011 S. 115, BayRS 2330-3-I), geändert 
durch § 1 des Gesetzes vom 24. März 2010 (GVBl S. 136), 
werden nach dem Wort „Ehegatte“ die Worte „oder der 
eingetragene Lebenspartner“ eingefügt. 

§ 3 

Inkrafttreten; Übergangsvorschrift 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2012 in Kraft.  

(2) Die Rechtsträger der Standesämter, die bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes die Verpflichtung aus Art. 7 Abs. 2 Satz 1 
AGPStG nicht erfüllen, müssen bis spätestens 31. Dezem-
ber 2013 ihre elektronischen Personenstandsregister und Si-
cherungsregister von der Anstalt für Kommunale Datenver-
arbeitung in Bayern zentral aufbauen und betreiben lassen.  

 

Die Präsidentin 

I.V. 

Franz Maget 

II. Vizepräsident 

 
 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Dritter Vizepräsident Peter Meyer
Vierte Vizepräsidentin Christine Stahl



Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Ich rufe Tagesordnungspunkt 12 auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Personenstandsgesetzes und 

anderer Rechtsvorschriften (Drs. 16/9604) 

- Zweite Lesung -

Auf die Aussprache wurde verzichtet. Wir kommen zur Abstimmung. Der Abstimmung 

liegen der Gesetzentwurf auf der Drucksache 16/9604 und die Beschlussempfehlung 

des federführenden Ausschusses für Kommunale Fragen und Innere Sicherheit auf 

der Drucksache 16/10642 zugrunde.

Der federführende Ausschuss empfiehlt die unveränderte Annahme. Der Ausschuss 

für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Verbraucherschutz stimmte bei seiner 

Endberatung ebenfalls zu. Ergänzend schlägt er vor, in § 3 Absatz 1 als Datum des 

Inkrafttretens den "01. Januar 2012" einzufügen.

Wer dem Gesetzentwurf mit dieser Ergänzung zustimmen will, den bitte ich um das 

Handzeichen. - Das sind die Fraktionen der CSU, der FDP, der SPD, der FREIEN 

WÄHLER und Frau Kollegin Dr. Pauli. Gegenstimmen? - Das ist die Fraktion des 

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Enthaltungen? - Keine. Es ist so beschlossen.

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, führen wir gemäß § 56 der Ge

schäftsordnung sofort die Schlussabstimmung durch. Ich schlage vor, sie in einfacher 

Form durchzuführen. Ich sehe keinen Widerspruch.

Wer dem Gesetzentwurf in der Fassung des endberatenden Ausschusses seine Zu

stimmung geben will, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. - 

(Karl Freller (CSU): Wir dürfen doch nur im Sitzen abstimmen!)
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Das sind die Fraktionen der CSU, der FDP, der SPD, der FREIEN WÄHLER und Frau 

Kollegin Dr. Pauli. Gegenstimmen? - Das ist die Fraktion des BÜNDNISSES 90/

DIE GRÜNEN. Enthaltungen? - Keine.

Das Gesetz ist damit so angenommen. Es hat den Titel: "Gesetz zur Änderung des 

Gesetzes zur Ausführung des Personenstandsgesetzes und anderer Rechtsvorschrif

ten".

Meine Damen und Herren, wir treten jetzt in die Mittagspause ein. Um 14.10 Uhr set

zen wir die Sitzung fort.

(Unterbrechung von 13.39 bis 14.14 Uhr)

Vierte Vizepräsidentin Christine Stahl: Liebe Kolleginnen und Kollegen, nachdem 

es geheißen hat, die Sitzung werde um 14.10 Uhr fortgesetzt, beginne ich mit der Be

kanntgabe der Ergebnisse der namentlichen Abstimmungen und hoffe, dass bis zum 

Aufruf des nächsten Tagesordnungspunktes alle Rednerinnen und Redner anwesend 

sind.

Ich gebe jetzt das Ergebnis der namentlichen Schlussabstimmung zum Gesetzentwurf 

der Staatsregierung über den Vollzug der Untersuchungshaft, des sogenannten Baye

rischen Untersuchungshaftvollzugsgesetzes, auf Drucksache 16/9082 bekannt. Mit Ja 

haben 77 Abgeordnete gestimmt, mit Nein haben 64 Abgeordnete gestimmt. Stim

menthaltungen gab es keine. Das Gesetz ist damit angenommen.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 1)

Es hat den Titel "Gesetz über den Vollzug der Untersuchungshaft (Bayerisches Unter

suchungshaftvollzugsgesetz)".

Mit der Annahme des Gesetzentwurfs in der soeben beschlossenen Fassung haben 

der Änderungsantrag auf Drucksache 16/10005 und die Nummer 7 Buchstabe a des 
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Änderungsantrags auf Drucksache 16/9901 ihre Erledigung gefunden. Das Hohe 

Haus nimmt, soweit vorhanden, davon Kenntnis.

Jetzt gebe ich noch das Ergebnis der namentlichen Schlussabstimmung zum Gesetz

entwurf der Staatsregierung auf der Drucksache 16/9603 - Tagesordnungspunkt 11 - 

bekannt. Mit Ja haben 88 Abgeordnete gestimmt, mit Nein haben 70 Abgeordnete ge

stimmt. Stimmenthaltungen gab es keine. Damit ist das Gesetz so angenommen.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 2)

Es hat den Titel "Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Zuständigkeiten im Ver

kehrswesen und anderer Rechtsvorschriften".
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